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JUL IA FREIFR AU HILLER VON GAERTRINGEN

Die meiste Zeit eine Schwachstelle.  
Seit 250 Jahren gibt es ein badisches 
Pflichtexemplarrecht
Julia Freifrau Hiller von Gaertringen

So wie die Benutzungsordnung der Karlsruher Hofbibliothek Gründungs-
urkunde ist für ihren Auftrag als Öffentliche Einrichtung, so ist sie zugleich 
auch der Ursprung des Pflichtexemplarrechts in Baden.1 Anders als im be-
nachbarten Württemberg, wo die 1756 gegründete Öffentliche Bibliothek 
– die spätere Württembergische Landesbibliothek – das bereits seit 1710 
bestehende Pflichtexemplarrecht mit ihrer Gründung übertragen bekam 
und seither ununterbrochen wahrnimmt,2 hat das Pflichtexemplarrecht in 
Baden eine wechselvolle Geschichte. Sie ist von den Interessenkämpfen 
und Machtverhältnissen zwischen den Bibliotheken einerseits und den 
Verlegern andererseits geprägt, bei denen sich mal die eine, mal die andere 
Seite durchsetzen konnte. Alle Argumente, die zur Begründung oder Ab-
lehnung des Pflichtexemplarrechts auch in anderen deutschen Staaten 
ausgetauscht wurden, kommen vor. 

Im Folgenden wird die Geschichte des badischen Pflichtexemplarrechts 
von 1771 an nacherzählt. Glücken soll das trotz eines Totalverlusts. Das 
Aktenmaterial der Badischen Landesbibliothek aus den ersten 170 Jahren 
der badischen Pflichtablieferung ist vollständig vernichtet; alle aufgrund 
dieser Regelung in die Badische Landesbibliothek gelangten Pflichtexem-
plare sind verbrannt. Gebäude, Buchbestände, Akzessionsbücher, Verwal-
tungsakten, Inventar – der gesamte Besitz der Landesbibliothek wurde am 
2./3. September 1942 in einer einzigen Bombennacht zerstört.3 Und auch 
im Generallandesarchiv Karlsruhe gibt es nur noch eine Streuüberlieferung 
in den Akten des Badischen Staats- und des Badischen Innenministeriums. 

1  Für Baden ist die Geschichte des Pflichtexemplarrechts hier erstmals auf Basis archivarischer 
Quellen beschrieben. Vgl. im Übrigen Franke 1889, S. 189 f.; PFeiFFer 1913, S. 24 f.; Schwertner 1973 
(jeweils ohne die Bibliotheksverordnung von 1770/71). Zum Pflichtexemplar der UB Freiburg 
Mittler 1971, S. 111 – 114; Günther 1975, S. 101 – 103 und passim; StaMM 1969, S. 51. Für die Archive 
werden folgende Abkürzungen benutzt: GLA = Generallandesarchiv Karlsruhe, StAF = Staats-
archiv Freiburg, UAH = Universitätsarchiv Heidelberg, UAF = Universitätsarchiv Freiburg. Zur 
Terminologie von Zensur-, Privilegien-, Urheberschutz- und Studienexemplar vgl. Franke 1889 
und Pfeiffer 1913.

2  PFeiFFer 1913, S. 23 f.; Mentzel-reuterS 1988, S. 8 ‒ 11. Quellen im Hauptstaatsarchiv Stuttgart, z. B.  
E 40/74 Bü 260, E 50/01 Bü 391, E 151/01 Bü 3010. Vgl. auch Franke 1889, S. 143 ‒ 147.

3 Vgl. Syré 2005 und Syré 2006.
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Zurückgreifen lässt sich glücklicherweise auf Schriftwechsel der Universi-
tätsbibliothek Freiburg mit den badischen Verlegern und auf einige Faszikel 
im Universitätsarchiv Heidelberg – die Universitäten in Freiburg und Hei-
delberg hatten nämlich in den Jahren 1807 – 1868 ebenfalls ein Pflichtexem-
plarrecht, für das sie vehement eintraten. Amtsdruckschriften und Zei-
tungen geben hinreichend Aufschluss über die Rechtslage; die universitäre 
Überlieferung ermöglicht zudem einige kleinere Einblicke in die Abgabe-
praxis.

Auch hinsichtlich des badischen Pflichtexemplars wollen wir uns in 
 diesem Band auf seine Geschichte beschränken und uns nicht mit dem 
aktuellen, seit 1976 geltenden Pflichtexemplargesetz und seiner Weiterent-
wicklung befassen. Zu den aktuellen Erfordernissen eines zeitgemäßen 
Pflicht exemplarrechts im digitalen Zeitalter gäbe es viel zu sagen. Hier aber 
widmen wir uns der Vergangenheit. Der historische Schlagabtausch der 
Argumente pro und contra Pflichtexemplarrecht ist erhellend genug.

1771: Die Pflicht kommt, geht und kommt wieder

„Omnium quotquot ex Officinis librariis Nostrae ditionis edentur Operum 
bina exempla ad Bibliothecam exhibentor.“ Eine Abgabepflicht der Verleger 
in der Markgrafschaft Baden ist erstmals 1771 aktenkundig: § 8 der latei-
nischen Benutzungsordnung für die Hofbibliothek in Karlsruhe bestimmte: 
„Welches Werk auch immer in unseren Buchdruckereien veröffentlicht 
wird, ist in zwei Exemplaren an die Bibliothek abzugeben.“ 4 Wie dieser 
Regelung entsprochen wurde, ist heute nicht mehr feststellbar. Hofbiblio-
thekar Friedrich Valentin Molter – so wussten seine Nachfolger – konnte 
sie nur mühsam durchsetzen, „weil Schmieder und Macklot von hier, Sprint-
zing von Rastatt und Beaumarchais von Kehl ihren Verpflichtungen nur 
allzu säumig oder gar nicht nachkamen. 1797 und 1805 hatte er sie katego-
risch zur Einsendung auch der kleinsten Druckschriften angewiesen, jedoch 
mit geringem Erfolg.“ 5 Noch 1808 hoffte Molter, so wusste man später, „‚sie 
würden sich von selbst ihrer Schuldigkeit erinnern‘. Die Drucker aber ent-
täuschten seinen edlen, nur auf das Wachstum der Bibliothek gerichteten 

4 Molter 1786, S. 132.
5  weinacht 1933, S. 7. Entsprechend bereits BraMBach 1875, S. 14. Zu den Aktivitäten der Karlsruher 

Drucker Schmieder und Macklot im Zeitraum 1771 – 1806 vgl. FürSt 2012, S. 47 – 72.
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Sinn; sie druckten ruhig weiter, lieferten nach Belieben ab, bis 1868 die  
so umkämpfte ‚Naturalsteuer‘ ganz abgeschafft wurde.“ 6

Das Bemühen der Bibliothekare war aber mitnichten erfolglos. Eine 
spätere Niederschrift des Geheimrats Friedrich Vogel zum badischen 
Pflichtexemplarrecht aus dem Jahr 1846 zieht alle verfügbaren älteren Ak-
ten heran und führt aus, dass die Verordnung von 1771 durch eine Geheime 
Ratsverfügung vom 15. August 1805 erneuert worden sei.7 Eine im territori-
al stark vergrößerten Baden erlassene Großherzogliche Generalverordnung 
von Oktober 1807 erweiterte den Kreis der Empfangsberechtigten. Sie 
legte fest, dass jeder inländische Verleger eines Regierungs-, Provinz-, Be-
zirks- oder Wochenblattes künftig ebenso wie jeder inländische Verleger 
gedruckter Werke schuldig sei, außer dem Zensurexemplar drei Exemplare 
jeder Publikation unentgeltlich an die Hofbibliothek in Karlsruhe sowie an 
die Universitätsbibliotheken in Freiburg und Heidelberg abzuliefern.8 Dem 
vorausgegangen waren erfolgreiche Bemühungen insbesondere der Uni-
versität Heidelberg, die später auch immer als wesentlicher Treiber des 
Pflichtexemplarrechts bezeichnet wurde. Deren akademischer Senat war 
im April 1807 davon in Kenntnis gesetzt worden, dass den Buchhändlern 
Kaufmann und Friedrich in Mannheim die Erlaubnis zur Etablierung einer 
Druckerei auch für die Heidelberger Universität erteilt worden sei; er ent-
schied, dass diese ebenso wie bisher schon der örtliche Universitätsbuch-
drucker Gutmann zur Abgabe eines Pflichtexemplars an die Universitäts-
bibliothek verpflichtet werden sollten, und gab zu Protokoll, „daß es sehr 
wünschenswerth sey, wenn allen Buchdruckereyen der Großherzoglich 
Badenschen Lande dieselbe Verbindlichkeit auferlegt werden könnte.“ 9  
Am 13. Juli 1807 teilte der Großherzogliche Geheime Rat in Karlsruhe nach 
Heidelberg mit, dass die beiden Mannheimer Buchhändler entsprechend 
verpflichtet worden seien, ebenso wie in Heidelberg die Buchhändler Mohr 
& Zimmer und der Buchdrucker Batsch.10

Die Verleger blieben allerdings nicht untätig. Schon Ende 1809 brachten 
sie ihren Landesherrn vorübergehend dazu, die Pflichtablieferung als „nicht 

6 weinacht 1933, S. 7.
7  Vortrag des Geheimrats Dr. Vogel vom 18.3.1846 in Sachen der Universitätsbibliothek Freiburg 

gegen den Verlag Winter in Heidelberg wegen Abgabe von Freiexemplaren, GLA 233 Nr. 27582.
8  Generalverordnung die Organisation der öffentlichen Verkündungsanstalten und der sämtlichen 

Landesblätter betreffend vom 27.10.1807, § 17. In: Regierungsblatt des Großherzogthums Baden 
Nr. 37 vom 3.11.1807, S. 228. Zur Universitätsbibliothek Freiburg vgl. Mittler 1971, S. 111 – 114. 

9  Auszug aus dem Senatsausschuss-Protokoll vom 18.5.1807, UAH RA 6031.
10  Schreiben vom 13.7.1807 an den Prorektor und den Akademischen Senat der Universität  

Heidelberg, UAH RA 6031.
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ganz billige Besteuerung der innländischen Industrie“ im Allgemeinen auf-
zuheben und auf solche Publikationen zu beschränken, für die ein landes-
herrliches Privileg erteilt wurde.11 Diese im Regierungsblatt offenbar uner-
wartet veröffentlichte Verordnung rief sofort die Bibliothekare auf den 
Plan. Friedrich Wilken, seit 1808 Direktor der Universitätsbibliothek Hei-
delberg, erklärte seinem Senat, die Abgabe der sehr wenigen Pflichtexem-
plare sei eine völlig unbedeutende Belastung der Buchhändler im Verhält-
nis zu dem Schaden, der den Bibliotheken durch den neuestens auferlegten 
Verzicht entstehe. Zu bedenken sei, dass es immerhin die Bibliotheken 
seien, die durch Einkauf bei den Buchhändlern „die Subsistenz derselben 
begründen helfen“. Und außerdem sei das Pflichtexemplarrecht auch in 
auswärtigen Staaten selbstverständlich und nach Billigkeitsgrundsätzen 
anerkannt, ohne dass irgendwelche Beschwerden bekannt wären. Der 
 Senat der Universität Heidelberg schrieb binnen einer Woche nach Karls-
ruhe 12 und fasste, als er ohne Antwort blieb, drei Monate später noch ein-
mal nach.13 Es musste ein drittes Gesuch folgen,14 bis sich die Großherzog-
liche Ministerialkonferenz am 25. Mai 1810 mit der Eingabe befasste. Nach 
Heidelberg wurde mitgeteilt, dass man die jüngst erlassene Verordnung 
nicht schon wieder aufheben könne, aber empfehle, künftig Bestellungen 
bei den einschlägigen Buchhandlungen von der Ablieferung eines Pflicht-
exemplars ihrer eigenen Verlagserzeugnisse abhängig zu machen; es werde 
wohl helfen, wenn man ihnen zu verstehen gebe, „daß, wenn sie dazu nicht 
einwilligen, künftig keine Bücher bei ihnen von der Universität würden 
abgenommen werden.“ 15 

Im November 1810 zeigte die Universität Heidelberg dem Innenminis-
terium an, dass auch diejenigen Verleger, welche für ihre Produkte ein  
landesherrliches Privileg in Anspruch nahmen und also auch nach aktuell 
geltendem Recht das Pflichtexemplar abzuliefern hatten, ihrer Verpflich-
tung nicht nachkamen.16 In Karlsruhe sah man nun wohl ein, dass eine Klar-
stellung nötig sei. Das Innenministerium ließ durch Schreiben an sämtliche 

11  Bekanntmachung vom 6.12.1809 die Aufhebung der Abgabe inländischer Schriften an die  
Hof- und Universitätsbibliotheken betreffend. In: Großherzoglich Badisches Regierungsblatt 
Nr. 51 vom 16.12.1809, S. 444.

12  Schreiben an das Großherzogliche Ministerium des Innern vom 24.12.1809, UAH RA 6031.
13  Dass. vom 3.4.1810, UAH RA 6031.
14 Dass. vom 23.5.1810, UAH RA 6031.
15  Schreiben des Großherzoglich Badischen Innenministeriums an das Akademische Direktorium  

zu Heidelberg vom 7.6.1810, UAH RA 6031.
16  Schreiben des Heidelberger Universitätssenats an das Großherzogliche Ministerium des Innern 

vom 17.11.1810, UAH RA 6031.

DIE MEISTE ZEIT EINE SCHWACHSTELLE
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Kreisdirektorien die Aufhebung der Aufhebung verfügen und bekanntge-
ben, „daß alle Buchhändler und Verleger angewiesen werden sollen, von 
allen im Land verlegten Schriften und periodischen Blättern ohne Unter-
schied ein Exemplar zur hiesigen Hofbibliothek, und eines an jede der bei-
den Universitätsbibliotheken Heidelberg und Freiburg unentgeldlich ohn-
fehlbar einzuliefern.“ 17 Die Kreisdirektorien gaben, so erweisen die Akten, 
die Anweisung an die Buchhändler weiter. Aber die verweigerten sich zu-
mindest partiell der Abgabe nun mit dem Argument, dass die schriftliche 
Weisung von 1810 nicht die höherrangige Verordnung von 1809 außer Kraft 
setzen könne. Als Carl Friedrich Macklot in Karlsruhe Ende 1810 die Geneh-
migung der Zensur für ein Buch Von den Entzündungen bei den Thieren er-
hielt, wurde er explizit angewiesen, zusätzlich die drei Pflichtexemplare an 
die berechtigten Bibliotheken abzuliefern.18 Und als er Anfang 1811 aufge-
fordert wurde, das mit großherzoglichem Privileg verlegte Regierungsblatt 
nach Heidelberg abzuliefern,19 ließ er wissen, eine darüber hinaus gehende 
Ablieferung seiner ohne dieses Privileg verlegten Druckwerke sei er gemäß 
der Verordnung von 1809 nicht schuldig.20 Macklot blieb widerständig.  
Im Herbst 1811 versuchte die Universität Heidelberg auf dem Rechtsweg 
durchzusetzen, dass er die bei ihm veröffentlichte Badische Medicinal-
Ordnung als Pflichtexemplar nach Heidelberg abliefert.21 Erst im Januar 
1813 veröffentlichte das Innenministerium mit Hinweis auf die Verfügung 
von 1810 eine Klarstellung im Regierungsblatt und wies zudem die Vorstän-
de der drei Bibliotheken an, „für die genaue und pünktliche Befolgung die-
ser Verordnung besorgt zu seyn.“ 22 

Um einen verlässlichen Überblick darüber zu haben, welche Veröffent-
lichungen in Baden überhaupt abzuliefern wären, suchte die Universität 
Heidelberg im Sommer 1818 beim Innenministerium darum nach, dass alle 

17  Schreiben des Großherzoglich Badischen Innenministeriums an den Akademischen Senat zu 
Heidelberg vom 11.12.1810, UAH RA 6031. Identisch an den Universitätskurator Josef Albert  
v. Ittner in Freiburg vom 11.12.1810, UAF A 0025,51.

18  Schreiben des Direktoriums des Pfinz- und Enz-Kreises an den Prorektor der Universität Freiburg 
vom 24.12.1810, UAF A 0025,51. Der Titel ist wohl nicht erschienen. Entsprechendes Schreiben zu 
Nikolaus Sander: Ueber Gymnasialbildung oder Auftrag, Inhalt und Organismus der Mittelschule 
in ihrem gesammten Umfange (erschienen bei C. F. Müller in Karlsruhe 1811) vom 25.3.1811,  
UAF A 0025,51.

19  Schreiben des Direktoriums des Pfinz- und Enzkreises an den Akademischen Senat zu Heidelberg 
vom 13.2.1811, UAH RA 6025, und vom 7.3.1811, UAH RA 6031.

20  Schreiben Carl Friedrich Macklots an das Stadtamt zu Karlsruhe vom 31.1.1811, UAH RA 6025.
21  Schreiben des Heidelberger Universitätssenats an das Direktorium des Pfinz- und Enzkreises 

vom 21.10.1811 und dessen Antwortschreiben vom 7.11.1811, UAH RA 6031.
22  Mit Rekurs auf die entsprechende Verfügung vom 11.12.1810 veröffentlichte Rechtsbelehrung  

vom 14.1.1813. In: Großherzoglich Badisches Regierungsblatt Nr. 2 vom 22.1.1813, S. 6.

JUL IA FREIFR AU HILLER VON GAERTRINGEN
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Kreisdirektorien doch regelmäßig Verzeichnisse der in ihrem Verantwor-
tungsbereich erscheinenden Druckwerke vorlegen möchten.23 Dem 
Wunsch wurde entsprochen mit dem Hinweis, die Pflichtablieferung sei 
nicht nur „pro futuro, sondern auch pro praeterito zu erfüllen und nachzu-
holen, insoweit es noch nicht geschehen.“ 24 Auch die Freiburger Universi-
tät stellte fest, es sei „bisher gar häufig der Fall“, dass die Verleger ihre Ab-
lieferungspflicht nicht erfüllten, und versandte ein entsprechendes Rund-
schreiben mit der Bitte um Unterstützung an acht Kreisdirektorien.25 Sie 
erhielt die erbetene Unterstützung; aus Konstanz etwa kam nicht nur eine 
Bücherliste der Verlage von Joseph Meinrad Bannhard und Franz Xaver 
Forster, sondern gleich eine ganze Büchersendung. Das Direktorium des 
Dreisam-Kreises drohte seinen Verlegern mit einer Strafe von 3 Reichsta-
lern pro Kontraventionsfall, ließ die Universität aber auch wissen, dass eine 
vollständige Kontrolle der Ablieferung nur über die Zensurbehörden mög-
lich sei.26 Der Schriftwechsel des Freiburger Bibliothekars Josef Baggati mit 
den Verlagen Mohr & Zimmer bzw. Mohr & Winter in Heidelberg und an-
deren säumigen und unwilligen Verlegern von 1813 bis 1821 zeigt, wie müh-
sam es war, die Pflichtexemplare vollzählig und korrekt einzusammeln.27 

Nun hatten die Bibliothekare sogar noch ein Kontrollinstrument ge-
schaffen. Doch war der neuen Regelung nur ein kurzes Leben beschieden. 
Die Zensur-Verordnung von November 1819, die sich unmittelbar auf das 
kurz zuvor erlassene Königlich Preußische Zensur-Edikt bezog und die re-
pressiven Karlsbader Beschlüsse auch in Baden umsetzte, entband in § 15 
ausdrücklich und unmissverständlich alle Verleger, die ihre Schriften der 
Zensurbehörde vorlegten, von der Abgabe eines Freiexemplars an irgend-

23  Schreiben des Heidelberger Universitätssenats an das Großherzogliche Ministerium des Innern 
vom 9.7.1818, UAH RA 6025.

24  Schreiben des Großherzoglich Badischen Innenministeriums an den Akademischen Senat zu 
Heidelberg vom 17.7.1818, UAH RA 6025.

25  Schreiben des Akademischen Plenar-Konsistoriums an das Direktorium des Pfinz- und Enzkreises 
vom 22.10.1818, UAF A 0025,51.

26  Schreiben des Direktoriums des Dreisam-Kreises an das Plenar-Konsistorium der Universität 
Freiburg vom 30.10.1818, UAF A 0025,51. 

27  Unterlagen der Universitätsbibliothek Freiburg zur Pflichtablieferung von Mohr & Zimmer bzw. 
Mohr & Winter in Heidelberg 1813 – 1821 (UAF A 0025,305–306) und anderer Verleger 1814 – 1821 
(UAF A 0025,324). Mittler 1971 hat anhand der Akten nachgezählt, dass 1808 – 1821 insgesamt 726 
Titel als Pflichtexemplare in die UB Freiburg gelangten. Vgl. auch die Begleitschreiben und Ab-
lieferungsverzeichnisse aus dem Zeitraum 1808 – 1821 betreffend Alois Wagner und Franz Xaver 
Rosset in Freiburg, Joseph Engelmann und August Oswald in Heidelberg, C. F. Müller, Philipp 
Macklot, Gottlieb Braun, David Raphael Marx und das Bureau der deutschen Classiker in Karlsru-
he, Josef Meinrad Bannhard und Franz Xaver Forster in Konstanz, Joseph Heinrich Geiger in Lahr, 
Tobias Löffler, Julius Kaufmann, Schwan & Götz sowie das Bürgerhospital in Mannheim, Johann 
Jakob Sprinzing in Rastatt und Christian Achatius Holl in Wertheim (UAF A 0025,307–323) sowie 
den Zeitraum 1821 – 1826 betreffend David Raphael Marx in Karlsruhe (UAF A 0025,325).

DIE MEISTE ZEIT EINE SCHWACHSTELLE
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eine der Bibliotheken: „Der Verleger ist, wenn er ein Werk mit Erlaubniß 
hat drucken lassen, zu keiner Entrichtung von Censurgebühren, auch von 
Bekanntmachung gegenwärtiger CensurVorschrift an, zu keiner Abliefe-
rung von irgend einem Frei-Exemplar in eine Bibliothek verbunden.“ 28 Bis-
her war niemals eine sachliche Begründung für das Pflichtexemplar kom-
muniziert worden. Nun wurden Zensur- und Pflichtexemplar miteinander 
verknüpft, obwohl ein rechtssystematischer Zusammenhang gar nicht be-
stand. Und eigentlich war das auch nur ein Fehler, der durch wörtliche 
Übernahme aus dem preußischen Pressegesetz entstand, das den Verle-
gern mit dieser Erleichterung die verschärften Zensurbedingungen hatte 
schmackhaft machen sollen.29 Dieser Fehler erwies sich auch späterhin als 
folgenschwer. 

In Heidelberg konnte man nicht glauben, dass das kürzlich gerade erst 
wieder befestigte „Emolument“ schon wieder verloren gegangen sein solle, 
und wandte sich erneut an das Innenministerium.30 Auch die Universität 
Freiburg beantragte die Wiederherstellung des Pflichtexemplarrechts.31 
Das Ergebnis war nicht das gewünschte. Eine im März 1820 folgende „Er-
läuterung“ legte fest, dass zwar nicht die Verleger, aber doch eben die Dru-
cker ablieferungspflichtig blieben.32 Das allerdings konnte nicht funktionie-
ren, denn wer der Drucker war, ließ sich anhand der Publikation selbst in 
der Regel nicht feststellen: „Gewöhnlich nennt sich aber nur der Verleger 
auf dem Titel der Bücher, äußerst selten aber der Drucker, der daher auch 
den Bibliothek Vorständen unbekannt bleibt.“ 33 Diese wirkten deshalb auf 
eine Änderung und zudem auf weitere Präzisierung der ablieferungspflich-
tigen Publikationstypen hin; infolgedessen geruhte im März 1825 Seine 
Königliche Hoheit gnädigst zu befehlen, dass jetzt wiederum die Verleger 
abgabepflichtig wurden, mit Ausnahme von Landkarten, Noten- und Kup-

28  Censuredict vom 5.11.1819, § 15. In: Großherzoglich Badisches Staats- und Regierungsblatt Nr. 28 
vom 10.11.1819, S. 182.

29 rauB 1984, S. 15 f.
30  Schreiben des Heidelberger Universitätssenats an das Großherzogliche Ministerium des Innern 

vom 29.11.1819, UAH RA 6025.
31  Schreiben des Akademischen Plenar-Konsistoriums der Universität Freiburg an das Großherzog-

liche Ministerium des Innern vom 4.2.1820, UAF A 0025,51.
32  Erläuterung des Censuredicts rücksichtlich der abzugebenden Freyexemplare vom 28.12.1819. In: 

Großherzoglich Badisches Staats- und Regierungsblatt Nr. 4 vom 10.3.1820, S. 25. Vgl. auch Schrei-
ben des Großherzoglich Badischen Innenministeriums an den Akademischen Senat zu Heidelberg 
vom 28.1.1820 betreffend die fortbestehende Ablieferungspflicht für den Drucker Geiger in Lahr, 
UAH RA 6025, und an das Engere Konsistorium der Universität Freiburg vom 15.2.1829 betreffend 
die beabsichtigte Neuregelung, UAF A 0025,51.

33  Schreiben des Großherzoglich Badischen Innenministeriums vom 14.1.1825 in den Akten des 
Staatsministeriums, GLA 233 Nr. 31623.
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ferstichen ohne Textpublikation.34 Auch dies übrigens in Koinzidenz und 
Übereinstimmung mit der Regelung in Preußen, wo das Pflichtexemplar 
zum 1. Januar 1825 wiedereingeführt worden war.35

Nicht nur in Baden war das Pflichtexemplarrecht strittig. Im April 1836 
richtete die Preußische Gesandtschaft in Karlsruhe eine Anfrage an das 
Badische Staatsministerium, „ob im Grosherzogthum Baden überhaupt die 
gesetzliche Bestimmung besteht, daß von allen dort neu erscheinenden 
litterarischen Werken einige Freyexemplare zum besten einer oder der 
anderen der gelehrten Anstalten des Landes zur Disposition der Regierung 
gestellt werden müßen“,36 und falls das der Fall sei, wie diese Bestimmung 
sachlich begründet und inhaltlich ausgestaltet sei. Es wurde mit Hinweis 
auf die seit 1825 geltende Regelung beschieden. Auf die spezielle Nachfra-
ge, ob die Abgabepflicht auch für mit Kupferstichen, Lithographien oder 
Holzschnitten ausgestattete Werke und für Druckgraphik ohne Text oder 
für Landkarten gelte, lautete die Antwort entsprechend dem Wortlaut der 
Verordnung, dass Landkarten, Notendrucke und Kupferstiche von der 
Pflicht ausgenommen seien, „soweit solche nicht blos Bestandtheile eines 
im Grosherzogthum verlegten Werkes ausmachen.“ 37

Immerhin schien man nun das Pflichtexemplarrecht tatsächlich ernst zu 
nehmen. Das Statut für die Großherzogliche Hofbibliothek in Karlsruhe aus 
dem Jahr 1843, das außer der Benutzung auch die Geschäftsgänge, Erwer-
bungsgrundsätze und Haushaltsregularien beschrieb,38 erklärt in § 20 aus-
drücklich: „Auf Einlieferung der Frei-Exemplare von schriftstellerischen 
Werken nach den bestehenden Verordnungen ist sorgsamer Bedacht zu 
nehmen.“ 39 Und als 1844 Camill Macklot als damaliger Inhaber der 
Macklot’schen Buchhandlung versuchte, sich vom Zwang der täglichen 
Ablieferung der Karlsruher Zeitung an die beiden Universitäten in Freiburg 
und Heidelberg zu befreien, wurde er genau darauf neu verpflichtet.40

34  Beschlussprotokoll des Großherzoglich Badischen Staatsministeriums vom 17.3.1825, GLA 233 
Nr. 31623; Verordnung die von Druckschriften abzugebenden Freyexemplaren betreffend vom 
3.4.1825, in: Großherzoglich Badisches Staats- und Regierungsblatt Nr. 11 vom 21.4.1825, S. 89.

35  PFeiFFer 1913, S. 17.
36  Schreiben der Königlich Preußischen Gesandtschaft in Karlsruhe an das Ministerium des Groß-

herzoglichen Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten vom 3.4.1836. GLA 233 Nr. 3164.
37  Schreiben des Großherzoglichen Ministeriums des Innern an das Ministerium des Großherzog-

lichen Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten vom 23.4.1846. GLA 233 Nr. 3164.
38 Siehe oben S. 105 ff.
39  Statut für die Großherzogliche Hofbibliothek in Karlsruhe. In: Intelligenz-Blatt zum Serapeum 

Nr. 1 vom 15.1.1846 (S. 1 ‒ 4) und Nr. 2 vom 31.1.1846 (S. 9 ‒ 12), S. 11.
40  Schreiben von Friedrich Freiherr von Reck als Kurator der Universität Freiburg an den Akade-

mischen Senat vom 4.2.1844, UAF A 0025,132.
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1846: Christian Friedrich Winter in Heidelberg weigert sich

Sowohl in den Akten des Großherzoglich Badischen Staatsministeriums  
als auch in denen des Staatsrats, der Regierung des Unterrheinkreises und 
der Universitäten Freiburg und Heidelberg ist ein Vorgang überliefert, der 
ein Schlaglicht wirft auf die Verve, mit der ein renommierter badischer 
Verleger gegen die Abgabeverpflichtung als solche ankämpfte.41

Christian Friedrich Winter in Heidelberg (Abb. 44) weigerte sich beharr-
lich, ein Freistück seiner Veröffentlichungen an die Universitätsbibliothek 
Freiburg abzuliefern. Die Universitätsbibliothek Heidelberg belieferte er; 
ob er auch an die Hofbibliothek lieferte, wissen wir nicht. Schon 1838 hatte 
er sich erfolglos bemüht, die Ablieferungsverpflichtung als rechtsungültig 
zu bestreiten.42 Damals war es um die Nutzung des Pflichtexemplars 
 gegangen. Der Verlag hatte das Recht der Universitätsbibliothek Heidel-
berg bestritten, die abgelieferten Pflichtexemplare auszuleihen. Doch  
am  4. Dezember 1838 hatte das Badische Innenministerium verfügt:  
„Dagegen ist es jeder Landesbibliothek unbenommen, die an sie abgege-
benen Bücher, sowohl an einzelne Privatpersonen als an Gesellschaften 
auszuleihen, indem es der Zweck der Bibliothek ist, daß die darinn aufge-
lieferten Bücher nicht blos darin aufbewahrt, sondern so viel als möglich 
auch benutzt werden.“ 43

Wegen Winters Ablieferungsverweigerung erhob nun 1845 die Univer-
sität Freiburg beim Oberamt Heidelberg als der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde Klage und das Oberamt entschied am 15. Januar 1845, der Verleger 
sei aufgrund der Verordnung vom Frühjahr 1825 sehr wohl verpflichtet, die 
verlangten Freiexemplare nach Freiburg zu liefern. Winter wurde daraufhin 
grundsätzlicher. Er erklärte, eine solche Verpflichtung könne gar nicht auf 
dem Wege der Verordnung erlassen werden, sondern müsse eine gesetz-
liche Grundlage haben, die aber fehle, weshalb auch das Oberamt zu der 
von ihm getroffenen Entscheidung gar nicht befugt gewesen sei. Außer-
dem müsse die Verordnung durch das später verabschiedete Gesetz  
über Zwangsabtretungen – das die Enteignung von Grundbesitz betraf – 

41  Vgl. die Akten des Staatsministeriums GLA 233 Nr. 29505 und Nr. 31623 (1846), der Regierung des 
Unterrheinkreises GLA 204 Nr. 2787 (1845 – 1847), des Staatsrats GLA 233 Nr. 27582 (1846) und 
der Universität Heidelberg GLA 235 Nr. 574.

42  Vortrag des Geheimrats Dr. Vogel vom 18.3.1846 in Sachen der Universitätsbibliothek Freiburg 
gegen den Verlag Winter in Heidelberg wegen Abgabe von Freiexemplaren, GLA 233 Nr. 27582.

43  Schreiben von Johann Christian Felix Bähr an das Kuratorium der Universität Heidelberg vom 
22.10.1846 zu einer Beschwerde des Verlegers Johann Flammer aus Pforzheim, die Auslage von 
auf dem Wege des Pflichtexemplarrechts abgegebenen Zeitschriften betreffend, GLA 235 Nr. 574.
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44  ̵  Christian Friedrich Winter (1773 ‒ 1858), Verlagsbuchhändler in Heidelberg. 
Kupferstich von Georg Philipp Schmidt. Um 1840. 
Universitätsbibliothek Heidelberg, Graph. Slg. P 1575
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für aufgehoben betrachtet werden, denn dieses Gesetz regele, dass nie-
mand zu öffentlichen Zwecken entschädigungslos enteignet werden dürfe. 
Das aber genau sei der Fall bei der Pflichtablieferung. In nächster Verwal-
tungsinstanz wies die Regierung des Unterrheinkreises mit Verfügung vom 
11. März 1845 alle diese Einwendungen als unbegründet zurück. Der Ver-
leger kämpfte weiter und holte sich beim Großherzoglichen Ministerium 
des Inneren am 10. Mai 1845 die nächste Abfuhr. Danach richtete er sich an 
das Staatsministerium mit schwerstem Geschütz: Die Abgabeverpflichtung 
greife als Enteignung in die verfassungsmäßigen Rechte des Verlags ein. 

Offenbar war Christian Friedrich Winter nicht auf sich allein gestellt, 
sondern als Vorkämpfer einer Mehrzahl badischer Verleger aktiv. Denn 
Johann Christian Felix Bähr als Oberbibliothekar der Heidelberger Univer-
sitätsbibliothek drängte sein Kuratorium am 9. Oktober 1845, verstärkt auf 
eine Entscheidung von höchster Stelle hinzuwirken mit dem Hinweis, dass 
„die Zahl der Rückstände in den von den Verlegern abzuliefernden Schrif-
ten aber sich stets mehrt und ein baldiges Einschreiten wider diese Verle-
ger nothwendig erscheint“.44 Die von ihm vorbereitete Stellungnahme der 
Universität Heidelberg vom 4. Juni 1845 wurde dem Innenministerium er-
neut vorgelegt. Sie hub folgendermaßen an: „Nichts kann widerwärtiger 
seyn, als wenn schmuziger Eigennuz sich unter dem Mantel des Rechts und 
der Gesezlichkeit zu verhüllen sucht, wie dieß hier von einer Verlagshand-
lung geschehen seyn mag, die zu diesem hohen Rescript den Anlaß gege-
ben hat.“ 45 Universitätskurator Josef Alexander Dahmen fand auch im  
Folgenden schneidende Worte: Es gebe „keinen Grund, ein seit 30 Jahren 
in unangefochtener Wirksamkeit bestehendes Gesez aufzuheben“, das 
zudem älter sei als das bestehende Steuergesetz, auf welches auch rekur-
riert werde, welches aber ja bereits bei seiner Entstehung auf dem gelten-
den Recht der Pflichtexemplarabgabe beruht habe. Außerdem schrieb er: 
„Drey Exem plare mehr machen am Honorar des Schriftstellers und an den 
Druck kosten keinen Unterschied, die Verleger verlieren also nur das Papier 
und ihren Gewinn von 3 Exemplaren, dahingegen ist es für sie ein entschie-
dener Vortheil ihre Verlags Artikel auf den inländischen öffentlichen Biblio-
theken aufgelegt zu sehen, wo sie bekannt, von den Gelehrten eingesehen 
und in literärischen Blättern rezensirt werden können, abgesehen von dem 
weit größeren Vortheil, welcher den Buchhandlungen von den frequenten 

44  Schreiben von Johann Christian Felix Bähr an das Kuratorium der Universität Heidelberg  
vom 9.10.1845, GLA 235 Nr. 574.

45  Erinnerungsbericht der Universitätsbibliothek vom 18.10.1845 die Abgabe von Freiexemplaren 
inländischer Verlagsartikel betreffend, GLA 235 Nr. 574.
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Universitäten im Lande zufließt.“ Es sei zudem richtig, dass die Pflichtab-
lieferung eine Bedingung der den Verlegern erteilten Konzession, also ad-
ministrativ-polizeilicher Natur sei, auch wenn das neuerdings strittig gestellt 
werde – hier also wird das Pflichtexemplar erstmals in den überlieferten 
Akten als „Konzessionsexemplar“ beschrieben, ohne dass klar wäre, ob es 
früher jemals tatsächlich so begründet gewesen war. Und zuletzt: „Da viel-
mehr im Falle man den Bibliotheken diese Frei Exemplare entziehen wollte, 
ihre Dotation erhöht werden müßte, so würde man die Verleger auf Kosten 
der Gesammtheit aller Steuerpflichtigen bereichern, wozu gar kein Grund 
vorliegt, da sie in den täglich steigenden Bücherpreisen ein nur zu reich-
liches Mittel haben, die kleine Abgabe wieder vom Publikum zu erheben.“ 

Schon am 21. Mai 1845 hatte Dahmen eine Anfrage des Innenministeri-
ums aus Karlsruhe, „ob es einem wesentlichen Anstand unterliege“, wenn 
die Pflichtexemplarverordnung aufgehoben werde,46 mit dem Bemerken an 
den Universitätssenat weitergereicht, es sei „nicht unbillig, daß jene Verlags 
Handlungen, welche sich seiner Zeit um das Prädikat akademische Verlags-
handlung beworben haben, oder sich künftig darum bewerben werden, 
wenigstens jener Universität von der sie dieses Prädikat führen, diese ein-
mal hergekaufte Ehrengabe nicht verweigern, und überhaupt dürfte allen 
jenen Verlagshandlungen, welche erst nach Emanation der bestehenden 
Verordnung sich um die Concession beworben haben, kein Rechtsgrund, 
sich der Angabe zu entziehen, zur Seite stehen.“ 47 Wieder eine neue Be-
gründung des Pflichtexemplars, diesmal als Kombination aus „Privilegien-
exemplar“ und „Konzessionsexemplar“!

Die Frage des Großherzoglichen Innenministeriums nach dem „we-
sentlichen Anstand“ beantwortete der Senat der Universität Freiburg am  
9. August 1845. Er erklärte sein Unverständnis für das „kleinliche Interesse“ 
der Verleger ausgerechnet „im Großherzogthum Baden, dessen aufgeklärte 
Regierung von jeher für Beförderung der Wissenschaft nach allen Bezie-
hungen so vieles gethan, wovon zunächst den Verlegern, Druckern u. 
Buchhändlern der vermehrte pecuniäre Gewinn zufließt“, und wo sie durch 
Portovergünstigung noch zusätzlich privilegiert seien. Im Wesentlichen 
aber führte er den kulturpolitischen Zweck des „Studienexemplars“ zur 
Begründung seines Wunsches nach Aufrechterhaltung des Pflichtexem-
plarrechts an: Bekämen die Verleger recht, so habe das zur Folge, „daß  
in den öffentlichen Bibliotheken des Landes die eigene Literatur dieses 

46  Schreiben des Großherzoglich Badischen Innenministeriums an den Kurator der Universität 
Heidelberg vom 10.5.1845, GLA 235 Nr. 574.

47  Schreiben des Kurators an den Senat der Universität Heidelberg vom 21.5.1845, GLA 235 Nr. 574.
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Landes nicht mehr in der Vollständigkeit wie in anderen civilisirten Län-
dern, u. wie sie es namentlich seit vielleicht einem halben Jahrhundert im 
Großherzogthum war, repräsentirt seyn wird. Die öffentlichen[,] Jeder-
mann zugänglichen Landesbibliotheken sind es aber doch fast ausschließ-
lich, welche die in Büchern niedergelegten Geistes-Producte den späteren 
Zeiten überliefern, u. es ist schön zu wissen, daß was in einem Lande ver-
legt ist, man in den öffentlichen Bibliotheken dieses Landes (wenn auch 
eine derselben etwa von einem Unglück getroffen würde) nicht vergebens 
aufsuchen werde.“ 48

Zu der Beschwerde des Verlags erstattete schließlich Karl Friedrich 
Nebenius als badischer Innenminister auf Basis der ihm vorgelegten Rück-
äußerungen aus den Bibliotheken ausführlich und mit Rückgriff auf die 
Geschichte des Pflichtexemplarrechts in Baden am 13. Januar 1846 Bericht, 
wobei er empfahl, die Beschwerde als unbegründet zu verwerfen.49 Groß-
herzog Leopold geruhte jedoch, seinem Staatsrat weitere Gutachten abzu-
fordern. Friedrich Vogel, Geheimer Rat II. Klasse im Staatsrat, erarbeitete 
bis zum 18. März eine Stellungnahme, in deren erstem Teil die Beschwerde 
des Verlages als zulässig bewertet, im zweiten Teil der Inhalt der Beschwer-
de aber als unbegründet abgewiesen wurde.50 Auch ein Zweitgutachten 
des Geheimen Rats II. Klasse Johann Baptist Bekk vom 21. April 1846 findet 
sich in den Akten.51 Die Universität Heidelberg sah sich genötigt, im Okto-
ber noch einmal auf eine Entscheidung in der Sache zu drängen: „Die Rück-
stände häufen sich und wenn ferner Nachsicht geübt wird, muß das Nach-
fordern des Verweigerten immer schwieriger werden.“ 52 Am 26. November 
1846 fand der Staatsrat sich schließlich zu einer gründlichen Beratung der 
Angelegenheit zusammen. Er nahm auf Grundlage der Referentengutach-
ten eine rechtliche Bewertung des Falles vor und kam zu dem Ergebnis, 

48  Schreiben des Senats der Universität Freiburg an das Großherzogliche Ministerium des Innern 
vom 9.8.1845, UAF A 0025,132. Vgl. Günther 1975, S. 102 f.

49  Bericht des Großherzoglichen Ministeriums des Innern an das Staatsministerium vom 13.1.1846. 
GLA 233 Nr. 31623. Gedruckt in GLA 233 Nr. 29505. In der Akte GLA 233 Nr. 31623 auch weiterer 
auf die Angelegenheit bezogener Schriftverkehr des Staatsministeriums von 1846.

50  Vortrag des Geheimrats Dr. Vogel vom 18.3.1846 in Sachen der Universitätsbibliothek Freiburg 
gegen den Verlag Winter in Heidelberg wegen Abgabe von Freiexemplaren, GLA 233 Nr. 27582. 
Gedruckt in GLA 233 Nr. 29505.

51  Beivortrag des Geheimrats Dr. Bekk vom 21.4.1846 in Sachen der Universitätsbibliothek Freiburg 
gegen den Verlag Winter in Heidelberg wegen Abgabe von Freiexemplaren, GLA 233 Nr. 27582. 
Gedruckt in GLA 233 Nr. 29505.

52  Schreiben des Kurators der Universität Heidelberg an das Großherzoglich Badische Innen-
ministerium vom 26.10.1846, GLA 235 Nr. 574.
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dass die Beschwerde des Verlages zu verwerfen sei.53 Der Großherzog 
folgte dieser Empfehlung.54 Das Pflichtexemplarrecht bestand fort.

1848: Die Zweite Kammer der Ständeversammlung wird mobilisiert

Aber nur auf dem Papier. Im Dezember 1847 reichten 30 badische Verleger 
bei der Zweiten Kammer der badischen Ständeversammlung eine Petition 
ein mit dem Ziel, die Verordnung vom 3. April 1825 aufheben zu lassen. Hier 
kommt erstmals eine weitere Begründung des Pflichtexemplars als Argu-
ment ins Spiel, nämlich die des „Urheberschutzexemplars“: „Sie führten 
zunächst aus, daß der Ursprung dieser Abgabe darin bestand, daß sie als 
eine Gebühr für das Privilegium gegen den Nachdruck angesehen ward; 
sobald sie jedoch im Verlaufe der Zeit eine andere Natur angenommen 
hatte, konnte sie, wie die Petenten vermeinen, nur erscheinen entweder

1.)  als eine Abtretung von Eigenthum zum öffentlichen Nutzen; allein 
da nach Art. 14 der Verfassungsurkunde eine vorgängige Entschä-
digung alsdann eintreten müßte, so könnte die Abgabe von Frei-
exemplaren nur gegen Erlegung des Kaufpreises gefordert werden; 
oder

2.)  als eine Abgabe oder Steuer, welche die Verlagsbuchhändler von 
ihrem Gewerbe zu entrichten haben; allein sie bedarf als solche 
der Bewilligung (Art. 53 der V.-U.), welche bis jetzt nicht ertheilt 
ist, und verstößt überdies gegen die Art. 8 und 13 der Verfassungs-
urkunde; da aber die Verlagsbuchhändler, wie alle übrigen Gewer-
betreibenden, die ordentliche Gewerbsteuer zu entrichten haben, 
so müßte eine derartige außerordentliche Besteuerung verfas-
sungswidrig und ungerecht sein, indem sie aus dem Jahr 1825, wo 
bereits die Verfassung bestand, herrührt.

Die Petenten erkennen ferner keinen Rechtsgrund der Bibliotheken für 
ihre Forderungen an; denn entweder ist die Unterhaltung und Vermehrung 
der drei Bibliotheken eine Privatlast, alsdann können nicht einzelne Bürger 
gezwungen werden, einen Theil ihres Eigenthums ohne Entschädigung 
dazu herzugeben; oder sie ist eine öffentliche Last, alsdann liegt diese 
Pflicht der Gesammtheit ob.

53  Sitzungsprotokoll vom 26.11.1836, GLA 233 Nr. 27582. Gutachten des Staatsrats vom 26.11.1846, 
GLA 233 Nr. 27582 und GLA 233 Nr. 31623.

54  Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums vom 4.12.1846, GLA 233 Nr. 27582 und GLA 
233 Nr. 31623. Entsprechende Nachricht vom 21.12.1846 an die Regierung des Unterrheinkreises, 
GLA 204 Nr. 2787, und an die Universität Heidelberg, GLA 235 Nr. 574.
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Endlich verbreitet sich die Petition über die Größe der Last, welche  
den Verlegern durch die Abgabe von Freiexemplaren an öffentliche Biblio-
theken erwächst. Diese Abgabe, welche ohne Rücksicht auf die Zahl der 
aufgelegten, noch auf die Zahl der abgesetzten Exemplare gefordert wird, 
trifft nicht etwa einen Gewinn, sondern einen Theil des Kapitals und zwar 
selbst dann, wenn der Unternehmer bei seiner Spekulation im Verluste ist. 
Je kleiner die Auflage, oder je geringer der Absatz ist, desto empfindlicher 
und härter die Abgabe, besonders bei wissenschaftlichen Werken, wo der 
Umstand, daß ihre Benutzung auf den Bibliotheken sicher ist, Viele vom 
Kaufen abhält.“ 55

Die Petitionskommission befasste sich mit der Angelegenheit und legte 
der Zweiten Kammer am 16. Oktober 1848 einen Antrag zur Beschlussfas-
sung vor. Friedrich Bissing, Abgeordneter aus Heidelberg, erstattete Be-
richt.56 Er hatte die seit 1805 verfügbaren Ministerialakten eingesehen, 
rekapitulierte die ganze verworrene Geschichte des badischen Pflicht-
exemplars und machte sich in seinen Schlussfolgerungen die Argumentati-
on der Petenten vollkommen zu eigen. Die verschiedenen Begründungen 
der Verwaltung für die Rechtmäßigkeit der Pflichtablieferung seien niemals 
stichhaltig gewesen und allein der Absicht entsprungen, „einigen Biblio-
theken einen Vortheil zuzuweisen.“ Die Ablieferungspflicht könne nicht 
bzw. nicht mehr – als „Konzessionsexemplar“ – als eine Bedingung zur Ge-
nehmigung des Gewerbebetriebs geltend gemacht werden, da der Verlags-
buchhandel seit 1807 ein konzessionsfreies Gewerbe sei. Deshalb handele 
es sich zweifelsfrei um eine außerordentliche Besteuerung der Verleger,  
die sowohl inhaltlich als auch formal verfassungswidrig sei. Die Ausfüh-
rungen Bissings lassen aber auch keinen Zweifel zu, dass es im Wesent-
lichen darum ging, die öffentliche Nutzung staatlicher Bibliotheken als sol-
che anzugreifen: Die Nutzbarkeit von Verlagserzeugnissen in öffentlichen 
Bibliotheken mindere die Kauflust und bewirke „ganz natürlich, daß der 
Absatz des Verlegers in hohem Grade beeinträchtigt wird.“ Es sei „doppelt 
hart“, wenn dies dann ausgerechnet auch noch mit Pflichtexemplaren 
 bewirkt werde. Bissing ging sogar so weit, die öffentliche Zugänglichkeit 
des Pflichtexemplars als „Mißbrauch“ zu bezeichnen. 

An diesem Punkt angekommen, wechselte der Berichterstatter die Per-
spektive und führte zwei Gründe an, die für ein Pflichtexemplarrecht auch 
in Baden sprächen. Erstmals aktenkundig wird hier der Charakter des 

55  Verhandlungen der Ständeversammlung des Großherzogthums Baden im Jahr 1847–49,  
Proto kolle der Zweiten Kammer, 6. Protokollheft, 82. Öffentliche Sitzung vom 16.10.1848, S. 321.

56  Ebd. S. 319 und Beilage Nr. 4, S. 321 – 324. 
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Pflichtexemplars als „Studienexemplar“. Der erste Grund: „Durch die 
Sammlung aller im Lande erschienenen Drucksachen ist es allein möglich, 
ein Generalstudium des Landes zu beginnen, nur hierdurch ist es möglich, 
die Landes-Literaturgeschichte genau und vollständig zu bearbeiten. Es ist 
aber einer öffentlichen Bibliothek, deren Mittel ziemlich beschränkt sind, 
kaum zuzumuthen, daß sie Alles, was im Lande erscheint, selbst das Mittel-
mäßigste, anschafft, und zwar lediglich aus dem Grunde, um es zur Benut-
zung für einen künftigen Literarhistoriker aufzubewahren.“ Und der zweite: 
Die Verleger selbst könnten ein Interesse daran haben, über eine Beschei-
nigung der Pflichtablieferung zu verfügen, „denn es ließe sich damit ein 
mehr gesicherter Schutz ihres Eigenthums und ihres Verlagsrechts verbin-
den.“ So ein obrigkeitliches Dokument könne gegebenenfalls als Rechtstitel 
gegenüber Nachdruckern genutzt werden. Der Charakter des Pflichtexem-
plars als „Studienexemplar“ wie als „Urheberschutzexemplar“ sprach also 
für eine Beibehaltung.

Vorschlag des Berichterstatters war dann ein Mittelweg: Zur Erfüllung 
der beiden unbestreitbar nützlichen Zwecke der Pflichtablieferung genüge 
ein einziges Pflichtexemplar. Dieses solle gegen eine juristisch verwendbare 
Bescheinigung abgegeben werden. Gleichzeitig solle die öffentliche Nut-
zung des Pflichtexemplars in der bezugsberechtigten Bibliothek einge-
schränkt werden. Vor der Sitzung der Zweiten Kammer hatte Bissing be-
reits die Heidelberger Verleger für eine solche Lösung gewonnen und er-
klärte nun, es „dürfte wohl keinem Zweifel unterliegen, daß auch die üb-
rigen unterschriebenen Petenten dieser Erklärung beitreten werden.“

Die Zweite Kammer folgte ihrer Petitionskommission und ließ den Fall 
mit der entsprechenden Empfehlung an das Großherzogliche Staatsminis-
terium überweisen.57 Er wurde dem Innenministerium zum Vortrag über-
stellt und dann alle zwei Monate wieder angemahnt, bis das Ministerium 
unter der Führung von Adolph Freiherr Marschall von Bieberstein schließ-
lich im April 1850 eine Stellungnahme abgab.58 Sie führt aus, dass man zur 
Entscheidung die Verabschiedung eines neuen Reichspressegesetzes habe 
abwarten wollen; dieses aber lasse nun wohl noch länger auf sich warten 
und inzwischen sei man auch überzeugt, dass sich die Materie zur Regelung 
in einem Pressegesetz wenig eigne. Zur Sache wird mit Rückbezug auf die 
Schreiben des Jahres 1846 grundsätzlich klargestellt, dass Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit der Pflichtexemplarverordnung von 1825 unbegründet 

57  Schreiben des Großherzoglich Badischen Staatsministeriums vom 15.11.1848, GLA 233 Nr. 31623.
58  Schreiben des Großherzoglich Badischen Innenministeriums an das Staatsministerium vom 

11.4.1850, GLA 233 Nr. 31623.
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seien. Ebenso unbegründet sei der Vorwurf der Unbilligkeit: „Die Petitions 
Kommißion selbst hat die Geltung des damit im öffentlichen Intereße beab-
sichtigten Zwecks anerkannt.“ Dieser könne durch Abgabe eines einzigen 
Pflichtexemplars aber „nicht wohl genügend und sicher erreicht werden.“ 
Die Behauptung der Verleger, dass die Ablieferung von drei Pflichtexem-
plaren ihre Kalkulation beeinträchtige und ihr Geschäft schädige, wird als 
unverhältnismäßig abgelehnt. Sie sei auch – und hier kommt ein neues 
Argument ins Spiel – ungerechtfertigt in Anbetracht der Tatsache, dass den 
Buchhändlern und Verlegern gegenüber anderen Gewerbetreibenden eine 
spezifische, und zwar „sehr beträchtliche Postportobegünstigung“ einge-
räumt sei – das aus kulturpolitischen Gründen ermäßigte Porto für Bücher-
sendungen hat sich ja tatsächlich bis vor Kurzem erhalten, die Deutsche 
Post hat es erst 2019 als nicht mehr zeitgemäß abgeschafft. Fazit des Innen-
ministeriums: Die geltende Pflichtexemplarverordnung von 1825 solle auf-
rechterhalten bleiben. 

Eine Neuerung gelte es allerdings zu beachten: Durch die Verordnung 
zum Schutz der Verleger vor Nachdruck 59 sei in Baden bereits 1847 die von 
der Petitionskommission vorgeschlagene rechtssichere Dokumentation von 
Erstveröffentlichungen eingeführt worden; um den Rechtsschutz wirksam 
werden zu lassen, sei ein Belegstück beim Innenministerium einzureichen. 
Handele es sich um ein belletristisches Werk, gebe das Ministerium das 
Buch an die Hofbibliothek weiter. Es werde also vorgeschlagen, künftig bei 
Belletristik auf die Abgabe des Pflichtexemplars an die Hofbibliothek zu 
verzichten. So geschah es. Großherzog Leopold bestätigte noch im April 
1850 diese Lösung,60 die Kreisregierungen wurden zur Veröffentlichung der 
Neuregelung in den Kreisverordnungsblättern aufgefordert und der Ober-
hofverwaltungsrat wurde gebeten, die Hofbibliothek in Kenntnis zu set-
zen.61 Das „Urheberschutzexemplar“ wandelte sich bei der Weitergabe an 
die Bibliothek in ein „Pflichtexemplar“ – auch keine glückliche Verbindung.

Zugleich fragte das Innenministerium bei den Bibliotheken an, ob die 
Abgabeverpflichtung seitens der Verleger befolgt bzw. ob „der Vollzug 
dieser Vorschrift gehörig gehandhabt werde.“ 62 Heinrich Josef Wetzer, 
Oberbibliothekar in Freiburg, gab daraufhin Einblick in dortige 

59  Verordnung den Vollzug der über den Nachdruck ergangenen Bundesbeschlüsse betreffend.  
In: Großherzoglich Badisches Regierungs-Blatt Nr. 38 vom 24.9.1847, S. 269 f.

60  Aktennotiz des Großherzoglich Badischen Staatsministeriums vom 26.4.1950, GLA 233 Nr. 31623.
61  Schreiben des Großherzoglich Badischen Innenministeriums vom 30.4.1850, GLA 235 Nr. 6758.
62  Schreiben des Badischen Innenministeriums an den Senat der Universität Freiburg vom 2.5.1850, 

UAF A 0025,132.
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Verwaltungs praxis: Man führe über das Pflichtexemplar „ein eigenes Buch; 
täglich wird in den eingelaufenen Zeitungsblättern des Landes nachgese-
hen, ob neue Werke angekündigt sind, und dieselben werden sofort in 
jenes Buch eingetragen; endlich werden diejenigen Bücher, die etwa in den 
inländischen Blättern nicht angekündigt sind, mit dem Leipziger Oster- und 
Herbstmeßkataloge und dem Börsenblatt erhoben. Diese Bücher werden 
dann, sofern sie nicht von den Verlegern freiwillig eingesendet werden, 
bald nachher reclamirt, und so wird dieser ganze Gegenstand jedes Jahr 
bereinigt.“ Gegenüber Ablieferungsverweigerern nehme man die Hilfe der 
Kreisdirektionen in Anspruch. „Unter den 55 Verlegern, die gegenwärtig im 
Großherzogthum sind, und bei welchen seit Januar 1850 bis anfangs Mai 
schon circa 150 Werke erschienen und eingezogen sind, sind nur noch  
folgende 5, die es auf gerichtliche Klage ankommen lassen, nämlich: Ch. F. 
Winter in Heidelberg, Ernst Mohr ebendaselbst, dann Bensheimer, Hoff 
und Löffler in Mannheim.“ 63

Für die Handhabung des Pflichtexemplars in der Hofbibliothek ließ sich 
nur noch ein weiteres Zeugnis finden: Am 8. April 1858 wurde eine Instruc-
tion für die bei der Großherzoglichen Hofbibliothek angestellten Beamten er-
lassen, die deren Aufgaben, Geschäftsverteilung und Verantwortungsbe-
reiche beschrieb, aber auch ihre Dienstpflichten, außerdem Grundsätze des 
Bestandsaufbaus und des Benutzungsservice. Diese Instruktion stammte 
nicht vom Bibliotheksdirektor selbst, sondern war von der vorgesetzten 
Intendanz der Großherzoglichen Hof-Domänen entworfen worden. Was 
dahinter steckte, lässt sich nicht mehr ermitteln; die Instruktion findet sich 
weitgehend kontextfrei in der Personalakte des Direktors Johann Chris-
toph Döll. Sie regelt in § 9: „Über die Freiexemplare ist für jede inländische 
Buchhandlung ein besonderes Verzeichniß zu führen, worin die von solcher 
publicirten oder angekündigten Verlags-Druckschriften eingetragen sind 
sobald einer der Bibliothekare davon Kenntniß erhält.“ 64

1869: Die Pflicht ist weg, Herr Döll ist einverstanden

„Laut einer sehr alten Verordnung soll Alles, was die Presse in Baden her-
vorbringt, von den Druckern an die Hofbibliothek in Karlsruhe und an die 

63  Bericht von Heinrich Josef Wetzer an den Akademischen Senat der Universität Freiburg vom 
23.5.1850, UAF A 0025,132. Vgl. Günther 1975, S. 103.

64  Instruction für die bei der Großherzoglichen Hofbibliothek angestellten Beamten vom 8.4.1858, 
GLA 76 Nr. 1628.
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Landes-Universitäten Heidelberg und Freiburg gratis in einem sog. ‚Pflicht-
exemplar‘ geliefert werden. Diese Verordnung ist, wie gesagt, sehr alt, und 
es ist viel geliefert worden. Auf welchen Grund hin man aber diese Extra-
leistung von den Druckern verlangen könne, ist öfters gefragt worden,“ 
befand der Badische Beobachter im Oktober 1868 und forderte die Abschaf-
fung dieser aus seiner Sicht unbegründeten und daher haltlosen Regelung. 
Dabei argumentierte er vorgeblich auch im Interesse der Bibliotheken: 
„Sehen wir die Sache von der praktischen Seite an, so ist als sicher anzu-
nehmen, daß die Verordnung keinen wirklichen Werth hat, indem der 
nothwendige Einband einer Masse ganz überflüssiger Pflichtexemplare 
ebensoviel ausmacht, als der Ankauf der betr. Bücher, soweit sie nothwen-
dig wären. Ferner werden die Bibliotheken durch den nöthigen Einband 
und das Postporto aller Blätter übermäßig belastet und die Schreiberei 
wegen der vielen Pflichtexemplare ist eben nicht gering. Es dürfte sich also 
die Aufhebung der betr. Verordnung, wenn sie überhaupt heute noch als  
zu Recht bestehend betrachtet wird, empfehlen.“ 65

Das also war das neueste Argument der badischen Verleger: Aufwand 
und Nutzen für die Bibliotheken stünden in keinem angemessenen Verhält-
nis und man täte diesen durch Aufhebung der Pflichtexemplarverordnung 
einen großen Gefallen. Am 20. November 1868 beantragten sie erneut die 
Befreiung von der Pflichtabgabe, „da dieselbe mit dem neuen Preßgesetz 
unvereinbar, für die Verleger sehr lästig und oft sogar von materiellem 
Nachtheile sei, während die betreffenden Bibliotheken dadurch keine we-
sentlichen Vortheile sondern nur unverhältnismäßige Mühe und Auslagen 
hätten.“ 66 

Wieder hatte das Badische Innenministerium dem Großherzog Bericht 
zu erstatten. Es befragte nun seinerseits die Bibliotheksdirektoren dazu 
und teilte dann mit: „Dieser letztere Umstand wurde von den Vorständen 
sämtlicher drei Bibliotheken, welche wir zur Erklärung aufgefordert haben, 
zugestanden, und ist namentlich der Vorstand der Gr. Hofbibliothek im 
Allgemeinen damit einverstanden, daß die seitherige Uebung aufgehoben 
werde, während die beiden Universitätsbibliotheken für die Fortdauer der 
bisherigen Einrichtung geltend machen, daß das Vorhandensein einer 
Sammlung der gesammten Literatur des Landes zur Erlangung der Kenntniß 
des Lebens und Charakters bestimmter Zeitperioden sowie auch zu admi-
nistrativen und richterlichen Zwecken von Wichtigkeit sei; auch glaubt die 

65 Badischer Beobachter Nr. 251 vom 27.10.1868: Die Pflichtexemplare.
66  Schreiben des Großherzoglich Badischen Innenministeriums an das Staatsministerium vom 

15.1.1869, GLA 233 Nr. 31623.
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Freiburger Bibliothek-Commission, daß ein Recht der Verlagsbuchhand-
lungen auf Befreiung von jener Pflicht nicht bestehe, während es von Sei-
ten der Heidelberger Bibliothek allerdings für die meisten Fälle anerkannt 
wird.“ 67

Auch Julius Jolly (Abb. 45) als badischem Innenminister schien die 
Pflichtablieferung nach Inkrafttreten des Pressegesetzes vom 2. April 1868 
nicht mehr zulässig zu sein. Wenn überhaupt, dann müsse die Ablieferungs-
pflicht wohl durch ein eigenes Gesetz neu geregelt werden. „Auf der ande-
ren Seite läßt sich nicht verkennen, daß für das Bestehen wenigstens einer 
Sammlung sämmtlicher Landesblätter und Flugschriften manche Gründe 
sprechen. Wir beabsichtigen deshalb die Einrichtung zu treffen, daß die für 
das diesseitige Ministerium gehaltenen sämmtlichen Landesblätter, sowie 
die nach § 6 des neuen Preßgesetzes bei den Polizeibehörden hinterlegten 
Exemplare von Brochüren an die Heidelberger Universitätsbibliothek abge-
geben werden. Auf diese Weise könnte dem erwähnten Interesse wohl 
genügt werden und dürfte der Anerkennung der Befreiung der Verleger 
von der Verbindlichkeit zur Abgabe von Freiexemplaren kein Bedenken 
entgegenstehen.“ 68 Dass Jolly ausgerechnet der Heidelberger Universität 
das verbleibende Recht auf Übernahme von Belegexemplaren zuordnete, 
dürfte dem weiterhin massiven Interesse seiner Heimatuniversität zuzu-
rechnen sein. Jolly, seit 1866 Innenminister, seit 1868 Regierungschef, lehrte 
seit 1847 als Privatdozent, seit 1857 als Professor Jura in Heidelberg; von 
1861 bis 1868 hatte er die Universität Heidelberg als Mitglied in der Ersten 
Kammer der Badischen Ständeversammlung vertreten. 

Jolly bat also Großherzog Friedrich I. um die Ermächtigung, den Bitt-
stellern zu eröffnen, dass die Verpflichtung zur Ablieferung von Pflicht-
exemplaren mit Inkrafttreten des neuen Pressegesetzes als aufgehoben 
betrachtet werde. Die Bassermann’sche Verlagsbuchhandlung, die Verlage 
von J. C. B. Mohr, Julius Groos und C. F. Winter in Heidelberg sowie der 
Herder Verlag in Freiburg und J. Schneider in Mannheim erhielten im 
 Ja nuar 1869 den entsprechenden Bescheid (Abb. 45), der Erlass wurde  
auch im Badischen Beobachter bekannt gemacht.69

Dass eine Regelung des Pflichtexemplars im Rahmen des Pressege-
setzes als Nachfolger der früheren Zensur-Edikte problematisch sei, weil 
zwischen Pflicht- und Zensurexemplar überhaupt kein sachlicher Zusam-

67 Ebd.
68  Ebd.
69  Erlass des Großherzoglich Badischen Staatsministeriums vom 28.1.1869, GLA 233 Nr. 31623.  

Dazu auch: Badischer Beobachter Nr. 46 vom 24.2.1869: Pflichtexemplare.
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45  ̵  Julius Jolly (1823 – 1891). Stahlstich von August Weger, Leipzig, nach einer Fotografie. 
Verlag der Dürr'schen Buchhandlung, o.J. 
Universitätsbibliothek Heidelberg, Graph. Slg. P 0114 
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46  ̵  Erlass des Großherzoglich Badischen Staatsministeriums vom 28.1.1869  
betreffend die Aufhebung der Pflichtexemplarverordnung von 1825. 
Generallandesarchiv Karlsruhe, 233 Nr. 31623
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menhang bestand, hatten schon 1850 die Räte des Innenministers Mar-
schall von Bieberstein festgestellt und von einer solchen Verknüpfung Ab-
stand genommen. Sicherlich hatten sie dabei auch die Panne von 1819 vor 
Augen gehabt, als bei Erlass der Zensur-Verordnung alle Verleger, die ihre 
Schriften der Zensurbehörde vorlegten, von der Abgabe eines oder mehre-
rer Pflichtexemplare ausdrücklich entbunden worden waren. Jetzt passier-
te aber dasselbe noch einmal: Das im April 1868 in Kraft gesetzte Landes-
pressegesetz 70 wurde – diesmal von der Regierung selbst – als Rechts-
grundlage für das Pflichtexemplarrecht betrachtet. Dafür gab es eine frap-
pierende Voraussetzung: Im Januar 1857 hatte Großherzog Friedrich I. ein 
Gesetz erlassen, mit dem die Presse in Baden wieder stärker kontrolliert 
werden sollte. In der Durchführungsverordnung war nicht nur festgelegt, 
dass sämtliche Verleger in Baden wieder konzessionspflichtig wurden. Es 
war auch festgehalten, dass jede Druckschrift mit einem Umfang von bis  
zu 20 Bogen der Polizeibehörde vorzulegen sei: „Die Polizeibehörde hat die 
hinterlegte Schrift, wenn dieselbe zu keinem Einschreiten Veranlassung 
gibt, sofort dem Ministerium des Innern zur Uebermittelung an die groß-
herzogliche Hofbibliothek einzusenden. Der Verleger der Schrift ist damit 
der durch die Verordnung vom 3. April 1825, Regierungsblatt Nr. XI., vorge-
schriebenen Abgabe eines Exemplars an die großherzogliche Hofbibliothek 
enthoben.“ 71

Die prekäre Verknüpfung von Zensur- und Pflichtexemplar war damit 
manifest. Da das Pressegesetz von 1868, das die Fassung von 1857 ersetzte, 
in seiner neuen Version – korrekterweise – keinerlei Regelung für Pflicht-
ablieferung an bezugsberechtigte Bibliotheken traf, betrachtete die Staats-
regierung selbst das Pflichtexemplarrecht implizit als abgeschafft, obwohl 
eine eigene Pflichtexemplarregelung darin weder bestätigt noch annulliert 
wurde. Staatsminister Jolly hatte selber die Relevanz des Pflichtexemplars 
als „Studienexemplar“ beschrieben und zudem die Möglichkeit aufgezeigt, 
ein eigenes Pflichtexemplargesetz auf den Weg zu bringen, aber der Hofbi-
bliothekar hatte daran kein Interesse. Johann Christoph Döll (Abb. 47), der 
in seiner Leitungsposition an der Hofbibliothek schon seit 25 Jahren biblio-
thekarisch wenig bewirkte und sich 1872, als er Umzug, Neukatalogisierung 
und Aufschwung der Hofbibliothek organisieren sollte, „erschöpft“ in den 

70  Gesetz, die Presse betreffend, vom 2.4.1868. In: Großherzoglich Badisches Regierungsblatt Nr. 23 
vom 9.4.1868, S. 369 ‒ 375.

71  Verordnung zum Vollzuge des Bundesbeschlusses vom 6. Juli 1854 über allgemeine Bestim-
mungen zur Verhinderung des Mißbrauchs der Presse betreffend. In: Großherzoglich Badisches 
Regierungsblatt Nr. 6 vom 9.2.1857, S. 64. 
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47  ̵  Johann Christoph Döll (1808 – 1885). Fotografie. 
Stadtarchiv Karlsruhe, 8 PBS III 259
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Ruhestand verabschiedete, sah in der Pflichtablieferung wohl nur den Ar-
beitsaufwand und nicht die Nutzungsrelevanz: „Der materielle Vorteil be-
liefe sich höchstens auf 100 Gulden jährlich, die aber die Einbandkosten der 
oft minderwertigen Bücher, durch die nutzlos vertane Zeit, durch die allge-
meine Verstimmung der Verleger gegen die Hofbibliothek, wie die schon 
stattgefundenen Eintreibungsprozesse, mehr denn je aufgewogen werden 
würde.“ 72 Karl Preisendanz schrieb später, man sei im Dauerclinch mit den 
Verlegern zuletzt schlicht „dieser gespannten Verhältnisse überdrüssig“ 
gewesen.73 Zugleich schaffte sich aber der Bibliotheksdirektor – mit lang-
fristigen Folgen – eine ungeliebte Arbeit vom Halse.

Der Vorschlag von Julius Jolly, die nach aktuellem Pressegesetz weiter-
hin den Polizeibehörden vorzulegenden Periodika und Druckschriften bis 
zum Umfang von fünf Druckbögen und die am eigenen Ministerium gehal-
tenen Zeitungen der Universitätsbibliothek Heidelberg zuzuleiten, wurde 
umgehend umgesetzt. Am 5. April 1869 wurde das eigene Ministerium an-
gewiesen, „künftig jeweils am 1ten April sämmtliche politischen inlän-
dischen Tagesblätter des vorausgehenden Jahres, welche diesseits gehalten 
werden, mit Ausnahme der Karlsruher Zeitung, sowie die von dem Sekre-
tariate gesammelten Broschüren an die Universitätsbibliothek Heidelberg 
abzusenden.“ Gleichzeitig wurden das Finanzministerium, das Handelsminis-
terium, das Kriegsministerium und der Evangelische Oberkirchenrat gebe-
ten, die in ihren Ressorts erscheinenden Amtsblätter nach Heidelberg zu 
überweisen, der Oberschulrat sollte auch für die Überstellung der Schul-
programme der höheren Lehranstalten Sorge tragen. Ludwig Cron, Gehei-
mer Rat II. Klasse im Innenministerium, teilte zudem mit, dass die Zeitschrift 
für die Geschichte des Oberrheins vom Ministerium aus nach Heidelberg 
geliefert werde, die Universitätsbibliothek das Gesetzes- und Verordnungs-
blatt und den Staatsanzeiger aber auf eigene Kosten beschaffen müsse.74 
Eine Akte der Universitätsbibliothek Heidelberg enthält den zugehörigen 
Schriftverkehr, darunter auch die Abgabeliste des Innenministeriums für 
das Kalenderjahr 1869 mit einer Liste von 41 Zeitungstiteln und 14 politi-
schen Broschüren.75 

72 weinacht 1938, S. 156. Vgl. zu Döll auch StroBel 1969.
73 PreiSendanz 1934, S. 408.
74  Schreiben des Großherzoglich Badischen Innenministeriums an die Universitätsbibliothek  

Heidelberg vom 5.4.1869, UAH K-Ia, 562/1.
75  Schreiben der Expeditur des Großherzoglich Badischen Innenministeriums an die Universitäts-

bibliothek Heidelberg vom 11.4.1870, UAH K-Ia, 562/1.
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Die Heidelberger Akte endet mit einem Schreiben von Ludwig Cron 
vom 30. Mai 1873, das der Universitätsbibliothek mitteilt, die seit 1870 zu 
Zensurzwecken an die Bezirksämter gelieferten und von dort weitergelei-
teten Zeitungen würden künftig ebenso wie die vom Ministerium selbst 
gesammelten Zeitungen und Broschüren an die Großherzogliche Hof- und 
Landesbibliothek geliefert.76 Das Heidelberger Interim war beendet. In 
Karlsruhe hatte Wilhelm Brambach 1872 die Direktion der verstaatlichten 
Großherzoglichen Hof- und Landesbibliothek als dem Innenministerium 
unterstellter Behörde übernommen und eine umfassende Reorganisation 
gestartet.77 Dazu gehörte nun auch, dass die Karlsruher Bibliothek zur 
Sammelstätte des regionalen Schrifttums wurde; soweit das ohne Pflicht-
exemplarrecht möglich war. Die auch nach Inkrafttreten des Reichspresse-
gesetzes vom 7. Mai 1874 fortbestehende Pflicht zur Vorlage von Periodika 
bei den Polizeibehörden führte weiterhin dazu, dass die Hof- und Landes-
bibliothek diese Zensurexemplare, wenngleich lückenhaft, zur dauernden 
Aufbewahrung überwiesen bekam.78 Von der Möglichkeit, die Abgabe von 
Freiexemplaren an Bibliotheken und öffentliche Sammlungen im Landes-
recht zu regeln, welche das Reichspressegesetz der Landesgesetzgebung 
explizit einräumte, wurde in Baden kein Gebrauch gemacht. Das Pflicht-
exemplarrecht war aufgegeben – und dabei blieb es.

Den vorläufigen Schlusspunkt hinter das Pflichtexemplarrecht in Baden 
setzte ein Schriftwechsel, der sich 1882 aus einer Anfrage des Staatsminis-
teriums von Sachsen-Weimar an das Badische Staatsministerium ergab. 
Man erkundigte sich, ob es in Baden ein Pflichtexemplarrecht gebe, in wel-
chem Umfang es gegebenenfalls gelte und wie es gegebenenfalls begrün-
det werde.79 Die Antwort aus Karlsruhe lautete, dass eine solche Verpflich-
tung früher bestanden habe; „nachdem jedoch durch das Preßgesetz vom 
2. Juni 1868 die Nothwendigkeit einer staatlichen Concession zum Betrieb 
des Verlagsgeschäfts, deren Ertheilung stillschweigend die Übernahme der 
Verpflichtung zur Abgabe des Freiexemplars zur Voraussetzung hatte, be-
seitigt worden war, so ist von der Gr[oßherzoglichen] Regierung in Erman-
gelung einer anderseits bezüglichen gesetzlichen Bestimmung ausdrücklich 
anerkannt worden, daß eine Zwangspflicht der Verlagsbuchhandlungen zur 

76  Schreiben des Großherzoglich Badischen Innenministeriums an die Universitätsbibliothek  
Heidelberg vom 30.5.1873, UAH K-Ia, 562/1. Vgl. auch PFeiFFer 1913, S. 24 f.

77 BraMBach 1875.
78  So berichtet es Karl Preisendanz 1934 in seinen „Vorschlägen der Badischen Landesbibliothek  

zur Wiedereinführung des Pflichtexemplars in Baden“, GLA 235 Nr. 30960.
79  Schreiben des Großherzoglich Sächsischen Staatsministeriums in Weimar an das Großherzoglich 

Badische Staatsministerium vom 2.11.1882, GLA 233 Nr. 3164.
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Abgabe von Pflichtexemplaren nicht mehr bestehe.“ 80 Die Anfrage des 
Staatsministeriums beim Justizministerium, „ob etwa die Abgabe von Frei-
exemplaren an die Hof- und Landesbibliothek sowie an die beiden Univer-
sitätsbibliotheken in mehr oder minder erheblichem Maaße sich als freiwil-
lige Übung erhalten hat“, 81 wurde dahingehend beantwortet, dass diese 
„unserer Kenntnis nach in erheblicherem Umfang nicht statthat.“ 82

Es hatte nicht zwingend dazu kommen müssen: 1869 versuchten auch 
die württembergischen Verleger, die Abschaffung der Pflichtexemplarre-
gelung zu erwirken, die in ihrem Land seit jeher mit der Zensur verknüpft 
gewesen war. Allerdings ohne Erfolg: Ministerium wie Landtag lehnten ab, 
die Regelung blieb bestehen und wurde 1893/94 in einem Gerichtsprozess 
durch alle Instanzen noch einmal bestätigt.

1936: Die Pflicht ist wieder da,  
Herr Preisendanz nutzt die Gunst der Stunde

Fünfundsechzig Jahre lang blieb das so. In Baden. In anderen Staaten des 
Deutschen Reiches bestand derweil ein Pflichtexemplarrecht kontinuierlich 
fort wie in Württemberg oder wurde im Lauf der Jahre neu kodifiziert. Und 
es wurden heftige Debatten geführt, die an Baden alle vorbeigingen; die 
Reichstagsdebatte um das Pflichtexemplar im Rahmen der Urheberrechts-
gesetzgebung 1901 wurde ohne Bezug zu Baden in den badischen Zei-
tungen referiert.83 Immerhin verabschiedeten die badischen Ministerien 
1907/08 für die ihnen nachgeordneten Ressorts Erlasse über die Abgabe 
von Amtsdruckschriften an die Landesbibliothek und die drei Hochschul-
bibliotheken in Freiburg, Heidelberg und Karlsruhe.84

Dann sah Karl Preisendanz (Abb. 48), seit 1916 an der Badischen Landes-
bibliothek tätig und ab 1934 Nachfolger des aus dem Staatsdienst entlas-
senen Ferdinand Rieser als ihr Direktor, auch für Baden eine neue Chance 

80  Antwortschreiben an das Großherzoglich Sächsische Staatsministerium vom 24.1.1882, GLA 233 
Nr. 3164.

81  Schreiben des Großherzoglich Badischen Staatsministeriums an das Ministerium der Justiz, des 
Kultus und Unterrichts vom 8.11.1882, GLA 233 Nr. 3164.

82  Schreiben des Ministeriums der Justiz, des Kultus und Unterrichts an das Großherzoglich Badi-
sche Staatsministerium vom 11.11.1882, GLA 233 Nr. 3164.

83  Badische Landes-Zeitung Nr. 13 (Mittagsblatt) vom 9.1.1901, S. 3 und Nr. 184 (Mittagsblatt) vom 
22.4.1901, S. 2; Badische Presse Nr. 8 (Mittagsausgabe) vom 10.1.1901, S. 1 und Nr. 94 (Mittagsaus-
gabe) vom 23.4.1901, S. 1; Der Volksfreund Nr. 8 vom 10.1.1901, S. 4 und Nr. 94 vom 23.4.1901, S. 3. 
Vgl. dazu Paalzow 1901.

84  Jahrbuch der deutschen Bibliotheken 7 (1909), S. 145; kaSPerS 1954, S. 80.
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gekommen. Auf dem Bibliothekartag 1934 in Danzig referierte er zum The-
ma Pflichtexemplar, zu dem er sich umfassend kundig gemacht hatte. Er 
wies darauf hin, dass „von den 29 europäischen Staaten nur vier noch kein 
Reichsgesetz für bedingungslose Einlieferung von Freistücken besitzen“,85 
und gab ein flammendes Plädoyer ab für eine einheitliche Regelung des 
Pflichtexemplarrechts auf Reichsebene bei dezentraler Zuständigkeit für 
das Sammeln in den einzelnen Ländern. Sein Appell, an die Stelle der ein-
zelnen Länderregelungen eine Einheitsnorm zu setzen und sie als Reichsge-
setz durchzubringen, fand 1938 in der Vorbereitung eines entsprechenden 
Entwurfs durch die Reichsschrifttumskammer seine Fortsetzung, führte 
jedoch zu keinem Ergebnis.86 Es gelang ihm aber, im Gefolge anderer Lan-
desbibliotheken, das Pflichtexemplarrecht auch in Baden neu zu etablieren.

Am Anfang stand eine Besprechung mit dem Badischen Kultusministeri-
um am 23. November 1933: „Herr Preisendanz regt an, das Pflichtexemplar 
für Bücher von bad. Verlegern (und Druckern), das bis 1869 bestanden hat, 
wiedereinzuführen.“ 87 Dem kulturpolitischen Argument fügte er noch ein 
fiskalisches hinzu, um die Aufsichtsbehörde zum Handeln zu veranlassen: 

85 PreiSendanz 1934, S. 407.
86 will 1955, S. 13.
87  Aktenvermerk von Karl Asal vom 23.11.1934, GLA 235 Nr. 30960. Vgl. auch die Handakte  

von Karl Preisendanz, UAH Acc. 27/07-32b.

48  ̵  Karl Preisendanz (1883 – 1968) in seinem privaten Studierzimmer  
in der Eisenlohrstraße 30 in Karlsruhe. Um 1929. Fotografie aus seinem Nachlass. 
Universitätsbibliothek Heidelberg, Nachlass Preisendanz, Heid. Hs. 3763 I D–4, Bl. 27v
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die Ersparnis für die Landesbibliothek schätzte er auf etwa 3.000 RM pro 
Jahr. Die Finanzkrise hatte 1931 dazu geführt, dass der Badische Landtag 
aus Kostengründen die Aufhebung der Landesbibliothek erwog. Im Haus-
haltsjahr 1932/33 hatte die Landesbibliothek aufgrund der massiven Haus-
haltskürzungen ausschließlich noch Fortsetzungen erwerben und Binde-
kosten begleichen können; die Beschaffung von Neuerscheinungen hatte 
völlig ausgesetzt werden müssen. Mit der neuen nationalsozialistischen 
Landesregierung verhandelte Preisendanz deshalb über ein auskömmliches 
Budget; die Wiedereinführung des Pflichtexemplarrechts flankierte seine 
Argumentation genauso wie die Neueinführung von Benutzungsgebühren 
zur Entlastung des Staatshaushalts. 

Am 8. Februar 1934 legte Preisendanz seinen Gesetzentwurf dem Kul-
tusministerium vor.88 Die zugehörige Akte des Kultusministeriums mit dem 
Schriftverkehr bis 1936 ist erhalten. Offenbar beobachtete man dort noch 
eine Weile, ob es zu einer reichsrechtlichen Regelung kommen würde,  
und schritt, als das nicht aussichtsreicher wurde, zur Tat. Otto Wacker als 
Minister des Kultus und Unterrichts trug das bereits mit Innenminister Karl 
Pflaumer abgestimmte Gesetzesvorhaben am 22. Januar 1936 dem Staats-
ministerium vor.89 Der von Preisendanz sorgfältig ausgearbeitete Entwurf 
war in allen Punkten übernommen. Wesentlicher Punkt der Begründung 
für dieses Gesetz: „Der Badischen Landesbibliothek in Karlsruhe obliegt die 
Aufgabe, alles auf Baden bezügliche Schrifttum in möglichst erreichbarer 
Vollständigkeit und Lückenlosigkeit zu sammeln und zu verwahren. Es steht 
fest, daß die Landesbibliothek dieser Aufgabe auf dem Weg des Ankaufs 
der erscheinenden Druckschriften nicht in vollem Umfang gerecht zu wer-
den vermag. In vielen Fällen hat sich gezeigt, daß es trotz Anwendung aller 
Sorgfalt nicht gelungen war, alle Druckveröffentlichungen zu erfassen. Die 
so entstandenen Lücken konnten nachträglich vielfach überhaupt nicht 
mehr oder nur schwer geschlossen werden.“ Erstmals war klar: Das Pflicht-
exemplar ist ein „Studienexemplar“ und nichts sonst. Die Tatsache, dass  
in nahezu allen deutschen Staaten ein solches Gesetz bestehe, zeige, „daß 
das Bestehen der Ablieferungspflicht von Freistücken nahezu allgemein  
als dringendes Bedürfnis anerkannt worden ist.“ 90

88  Schreiben von Karl Preisendanz an das Ministerium des Kultus und Unterrichts vom 8.2.1934 
nebst Anlage „Vorschläge der Badischen Landesbibliothek zur Wiedereinführung des Pflicht-
exemplars in Baden“, GLA 235 Nr. 30960.

89  Schreiben des Ministers des Kultus und Unterrichts an das Badische Staatsministerium vom 
22.1.1936 mit anliegendem Gesetzesentwurf inkl. Begründung, GLA 233 Nr. 27968 und GLA 235 
Nr. 30960.

90 Ebd. 
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Und dann ging alles sehr schnell. Walter Köhler als Finanz- und Wirt-
schaftsminister stimmte zu,91 das Staatsministerium fertigte am 27. Februar 
1936 den entsprechenden Erlass aus,92 Robert Wagner als Reichsstatthalter 
in Baden stimmte zu,93 Bernhard Rust als Reichsminister für Wissenschaft, 
Erziehung und Volksbildung stimmte zu,94 parlamentarische Mehrheiten 
wurden nicht mehr gebraucht – und so trat mit Beginn des neuen Haus-
haltsjahres am 1. April 1936 das erste badische Pflichtexemplargesetz in 
Kraft.95 Es ließ erstmals auch die Ersatzvornahme als Vollstreckungsmittel 
zu und bedrohte Zuwiderhandlungen mit einer Geldstrafe. Abzuliefern 
waren gemäß § 2 „alle Erzeugnisse der Buchdruckerpresse sowie alle ande-
ren durch mechanische oder chemische Mittel bewirkten, zur Verbreitung 
bestimmten Vervielfältigungen von Schriften und bildlichen Darstellungen, 
Landkarten und Stadtpläne, ferner Bild- und Tonwerke dann, wenn sie in 
Verbindung mit einem gedruckten Schriftwerk erscheinen oder zu einem 
gedruckten Schriftwerk gehören.“ Im ersten Jahr der neuen Rechtsregelung 
vereinnahmte die Bibliothek insgesamt 670 Pflichtexemplare; bis zum 
Kriegsjahr 1941/42 wuchs deren Zahl auf das nahezu Dreifache und auf  
ein Viertel des Gesamtzugangs.96

Friedrich Lautenschlager, der Karl Preisendanz als Direktor der Badi-
schen Landesbibliothek 1936 folgte, berichtete im Januar 1939 dem Kultus-
ministerium, dass die Ablieferung im Allgemeinen reibungslos verlaufe.  
Der Kreis der Ablieferungspflichtigen sei restlos erfasst und es sei auch 
„heute ein erfreuliches Verständnis namentlich auch der Hauptverleger  
in Baden für den Sinn und Zweck der geforderten Abgabe festzustellen.“ 97 
Seinen Präzisierungswünschen entsprechend erließ das Ministerium im 
Februar 1939 noch eine Durchführungsverordnung, die weitere Einzel-
heiten klärte, etwa eine Meldepflicht aller Abgabepflichtigen über ihre 
Vorjahresproduktion, die Erweiterung der Ablieferungspflicht für Tonwerke 

91  Schreiben des Badischen Finanz- und Wirtschaftsministers an das Badische Staatsministerium 
vom 3.1.1936, GLA 233 Nr. 27968.

92 Erlass des Badischen Staatsministeriums vom 27.2.1936, GLA 233 Nr. 27968.
93  Schreiben des Reichsstatthalters von Baden an die Badische Staatskanzlei vom 16.3.1936, GLA 

233 Nr. 27968.
94  Schreiben des Reichsministers für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung an die Badische 

Staatskanzlei vom 4.4.1936, GLA 233 Nr. 27968.
95  Gesetz über die Abgabe von Freistücken der im Lande Baden erscheinenden oder daselbst zum 

Druck gelangten Druckwerke an die Badische Landesbibliothek vom 27.2.1936. In: Badisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 10 vom 27.4.1936, S. 49 f. Urschrift des Gesetzes im GLA 230 
Nr. 970. Abgedruckt bei will 1955, S. 140 – 143. Vgl. StoiS 1937.

96  Vgl. Jahrbuch der deutschen Bibliotheken 28 (1937) S. 202 und die Folgejahrgänge.
97  Schreiben Friedrich Lautenschlagers an das Ministerium des Kultus und Unterrichts vom 21.1.1939, 

GLA 235 Nr. 30960.

DIE MEISTE ZEIT EINE SCHWACHSTELLE



178

49  ̵  Erste Seite des Zugangsbuches „Pflicht“ mit Einträgen ab dem 6. November 1942.  
Badische Landesbibliothek
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und umgekehrt die Ausnahme von Kalendern von der Ablieferungspflicht 
oder die Obliegenheit von Zeitungsverlegern, neben der Hauptausgabe 
ihrer Blätter auch deren Nebenausgaben abzuliefern.98 Auch die bisher 
nicht explizit enthaltene Verpflichtung öffentlicher Körperschaften zur 
Ablieferung von Amtsdruckschriften wurde nachgetragen.99

Unzufrieden waren nur die Universitätsbibliothekare in Freiburg und 
Heidelberg, die im Jahr 1938 gemeinschaftlich die Anstrengung unternah-
men, durch eine Gesetzesänderung auch wieder in den Genuss eines 
Pflichtexemplars zu kommen, etwa durch die Ablieferung eines zweiten 
Exemplars. Dieses „könne so zwischen Freiburg und Heidelberg aufgeteilt 
werden, dass die Schwarzwaldgebiete etwa bis zur Linie Karlsruhe–Pforz-
heim an Freiburg abliefern, während die nördlich dieser Linie liegenden 
Orte (einschliesslich Karlsruhe) an Heidelberg fallen.“ 100 Aber es wurde 
schnell klar, dass aus diesem Plan nichts werden würde.

1943: Schon wieder weg, aber Herr Lautenschlager protestiert

Der auf der Basis des Pflichtexemplargesetzes an der Badischen Landes-
bibliothek gesammelte Pflichtexemplarbestand ging am 2./3. September 
1942 in Flammen auf. Ab dem 6. November 1942 wurden laut Zugangsbuch 
„Pflicht“ der BLB wieder Pflichtzugänge inventarisiert (Abb. 49) – vor allem 
Amtsdruckschriften, Zeitungen und graue Literatur, aber auch Pflichtablie-
ferungen von Verlagen in Karlsruhe, Freiburg, Heidelberg, Baden-Baden 
und Lahr.

Aber wir wären nicht in Baden, wenn der Landesbibliothek nicht nach 
kürzester Zeit ihr Pflichtexemplarrecht wieder bestritten worden wäre. 
Robert Wagner, Reichsstatthalter in Baden, seit der Besetzung im Sommer 
1940 Chef der Zivilverwaltung im Elsass und seit März 1941 Gauleiter Ba-
den-Elsass der NSDAP, verfolgte mit Vehemenz das Ziel, das Elsass wieder 
„deutsch“ zu machen und zu einem „kulturellen Mustergau“ zu entwickeln. 
Er etablierte mit großem finanziellen Aufwand neue Theater, Orchester 
und Museen und plante schon vor der Zerstörung der Badischen Landes-
bibliothek die Errichtung einer Oberrheinischen Landesbibliothek in Straß-

98  Verordnung zur Durchführung des Gesetzes vom 27. Februar 1936 über Abgabe von Freistücken 
der im Lande Baden erscheinenden oder daselbst zum Druck gelangten Druckwerke an die 
Badische Landesbibliothek. In: Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 15 vom 4.8.1939, 
S. 152. Abgedruckt bei will 1955, S. 161 f.

99 Vgl. kaSPerS 1954, S. 112 f.
100  Schreiben von Ludwig Klaiber an Karl Preisendanz vom 14.10.1938, UAH Acc. 27/07-32b. 
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burg, die für den gesamten Gau Baden-Elsass zuständig sein solle. Die 
Oberrheinische Landesbibliothek wurde, zunächst als „Nebenstelle“ der 
Badischen Landesbibliothek, auch tatsächlich aufgebaut, aber als solche  
nie eröffnet. 

Diese Oberrheinische Landesbibliothek erhielt am 21. Januar 1942 ein 
Pflichtexemplarrecht für das Elsass.101 Der Wortlaut der Verordnung ent-
sprach dem des badischen Pflichtexemplargesetzes von 1936, baute aber 
die Ergänzungen der Pflichtexemplarverordnung von 1939 gleich mit in den 
Text ein. Damit wurden die Verleger und Drucker im besetzten Elsass ab-
lieferungspflichtig an die Oberrheinische Landesbibliothek, die badischen 
Verleger und Drucker hatten weiterhin an die Badische Landesbibliothek 
abzuliefern. 

Die fast völlige Vernichtung der Bestände in Karlsruhe kam den Plänen 
des Gauleiters entgegen. Der bisher von Karlsruhe aus geleistete Aufbau 
der Oberrheinischen Landesbibliothek wurde jetzt an die Universitäts- und 
Landesbibliothek in Straßburg verlagert. Die Ablieferungspflicht wurde  
neu geregelt und der Badischen Landesbibliothek das Pflichtexemplar ent-
zogen. Das Pflichtexemplarrecht für den gesamten Gau Baden-Elsass hatte 
ab 1. Januar 1944 die Oberrheinische Landesbibliothek. Näheres überliefert 
der Schriftverkehr in den Akten des Badischen Kultusministeriums. 

Bei einer Besprechung am 30. Juni 1943 vereinbarten Bernhard Rust  
als Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung und Paul 
Schmitthenner als Badischer Minister des Kultus und Unterrichts, zugleich 
Leiter der Abteilung Erziehung, Unterricht und Volksbildung des Chefs der 
Zivilverwaltung im Elsass, die Angliederung der Oberrheinischen Landes-
bibliothek an die Universitäts- und Landesbibliothek Straßburg als „zen-
traler Staatsbibliothek für die Länder Baden und Elsaß“ – inklusive Transfer 
des elsässischen Pflichtexemplarrechts ab 1. Juli 1943 und des badischen 
Pflichtexemplarrechts ab 1. Januar 1944. Ein entsprechender Erlass wurde 
am 12. Juli 1943 ausgefertigt. Widerstand war zwecklos. Aber Friedrich 
Lautenschlager beantragte umgehend die Prüfung, ob nicht die gesetzliche 
Pflichtablieferung auf ein zweites Exemplar ausgeweitet werden könne. 
Dieses Ansinnen wurde per Erlass vom 25. August 1943 abgelehnt.

Bis Mitte Dezember 1943 erhielt Lautenschlager keine Anweisung, wie 
künftig verfahren werde, auch hatte das Ministerium keinerlei Initiative zur 
Information der Ablieferungspflichtigen unternommen. Lautenschlager 

101  Verordnung über die Abgabe von Freistücken der im Elsaß erscheinenden oder daselbst zum 
Druck gelangten Druckwerke an die Oberrheinische Landesbibliothek in Straßburg vom 21.1.1942. 
In: Verordnungsblatt des Chefs der Zivilverwaltung im Elsaß Nr. 7 vom 4.3.1942, S. 73 f.
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nutzte dies für einen Vorstoß bei Minister Schmitthenner: „Zu meinem 
Bedauern muss die Abgabe des Freistückes der badischen Verleger und 
Drucker nach Strassburg in einem für die Interessen der Badischen Landes-
bibliothek ungünstigen Zeitpunkt durchgeführt werden: Die Wiederher-
stellung ihrer badisch-oberrheinischen Sondersammlung, die der Biblio-
theksbrand vom 3. September 1942 vernichtet hat, ist im Einvernehmen mit 
dem Ministerium in Angriff genommen und macht ermutigende Fortschrit-
te. Sie liegt auch in der Linie der Ersatzleistung des Reiches. Die mit diesem 
Wiederaufbau verbundene Fortführung der alten Tradition der Landes-
bibliothek müsste eine unlogische und schädliche Unterbrechung erfahren, 
wenn die für die Wiederbeschaffung des badischen und oberrheinischen 
Schrifttums nach rückwärts erstrebte Vollständigkeit für die Zeit nach 1942 
in Frage gestellt wird. Dies ist der Fall, solange die Gewinnung eines 
Pflichtstückes für die Badische Landesbibliothek nicht möglich ist und bei 
den derzeitigen Verhältnissen im Buchhandel die rechtzeitige Beschaffung 
der Neuerscheinungen durch Kauf vielfach misslingt. Ein Ausweg liesse 
sich unter Umständen dadurch finden, dass die zu erlassende Verpflichtung 
der badischen Verleger und Drucker zur Ablieferung eines Freistückes an 
die Universitäts- und Landesbibliothek in Strassburg diese gleichzeitig in 
geeigneter Form dazu auffordert, auch der schwergeprüften Badischen 
Landesbibliothek in Karlsruhe weiterhin ein Freistück zukommen zu lassen. 
Ich bitte, wenn irgend möglich, so zu verfahren. Für den tatsächlichen 
Mehrbedarf zum Ankauf des nicht mehr frei gelieferten badischen Schrift-
tums müsste eine entsprechende Erhöhung des ordentlichen Haushalts der 
Landesbibliothek eintreten.“  102

Tatsächlich war es so, dass der Wiederaufbau in Karlsruhe beschlos-
sene Sache war und also zwei Unternehmungen in Konkurrenz standen. 
Unmittelbar nach der Zerstörung erhielt die Badische Landesbibliothek 
außerplanmäßig Wiederaufbaumittel des Deutschen Reiches in Höhe von 
100.000 Reichsmark. Diese ausschließlich für die Ersatzbeschaffung ver-
lorener Bücher und Zeitschriften bestimmten Mittel waren bis Anfang 1944 
restlos verausgabt. Anschließend wurde der Landesbibliothek ein Aufbau-
kredit in Höhe von 50.000 Reichsmark gewährt, von dem bis Februar 1945 
weitere 38.888,62 Reichsmark ausgegeben wurden. Auf eine Anfrage des 
Reichsministeriums für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung teilte 

102  Schreiben Friedrich Lautenschlagers an das Ministerium des Kultus und Unterrichts vom 
11.12.1943, GLA 235 Nr. 30960.
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Lautenschlager im November 1944 mit, es sei bereits wieder ein Bestand 
von 65.000 Bänden zusammengebracht worden.103

Auf Lautenschlagers Schreiben hin wurde die Ministerialverwaltung 
aktiv. Sie übersandte am 22. Dezember 1943 300 Exemplare eines maschi-
nenschriftlichen Aufrufs an Lautenschlager, die dieser dann seinerseits an 
die Verleger und Drucker zu versenden hatte.104 Darin bat Minister 
Schmitthenner, „das Aufbauwerk der schwer heimgesuchten Badischen 
Landesbibliothek in Karlsruhe dadurch zu fördern, daß vom 1. Januar 1944 
ab neben dem Pflichtexemplar ein 2. Stück der im Lande erscheinenden 
Druckschriften freiwillig abgeliefert wird. Die unentgeltliche Abgabe würde 
mich zu besonderem Dank verpflichten; wo indes auf Bezahlung nicht ver-
zichtet werden will, wird Vergütung geleistet werden.“

Am 1. März 1944 wurde Lautenschlager angewiesen zu berichten, ob der 
Aufforderung des Ministers entsprochen worden sei. Am 6. April teilte er  
in einem detaillierten Bericht mit, der Rücklauf an Antworten der Verleger 
und Drucker betrage lediglich 10 Prozent. 21 badische Verleger hätten die 
unberechnete Lieferung ganz oder teilweise zugesagt, darunter glücklicher-
weise aber auch einige der wichtigen größeren Verlage. Die Zeitungsverle-
ger habe er schon rechtzeitig vor dem Jahreswechsel mit einigem Aufwand 
dazu gebracht, die aktuell 19 Haupt- und Nebenausgaben der badischen 
Tageszeitungen ab Januar 1944 berechnet oder unberechnet auch an die 
Badische Landesbibliothek zu liefern. Den Mittelbedarf zum Kauf bisher  
als Pflichtexemplar bezogener Monographien und Periodika veranschlagte 
Lautenschlager auf insgesamt 4.000 RM. Er beantragte, den regulären 
Haushalt seiner Bibliothek um diesen Betrag zu erhöhen.105 Eine solche 
Erhöhung im Nachtragshaushalt 1944 war nicht mehr möglich, es wurde 
aber die Überschreitung des Haushaltsansatzes um diesen Betrag ministe-
riell genehmigt.106 

Das Zugangsbuch „Pflicht“ enthält bis Oktober 1944 noch 275 Eintra-
gungen, u. a. Lieferungen der Verlage Stuffer in Baden-Baden, Konkordia in 
Bühl, Herder in Freiburg, Groos, Hochstein, Hüthig, Kerle, Vowinckel und 

103  Schreiben Friedrich Lautenschlagers an das Reichsministerium für Wissenschaft, Erziehung und 
Volksbildung vom 30.11.1944, GLA 573 1995/33 Nr. 9. Vgl. hiller von GaertrinGen 2010, S. 6.

104  Schreiben des Ministers des Kultus und Unterrichts an Friedrich Lautenschlager vom 22.12.1943, 
GLA 235 Nr. 30960.

105  Schreiben Friedrich Lautenschlagers an den Minister des Kultus und Unterrichts vom 3.4.1944, 
GLA 235 Nr. 30960.

106  Schreiben des Ministers des Kultus und Unterrichts an Friedrich Lautenschlager vom 24.4.1944, 
GLA 235 Nr. 30960.

JUL IA FREIFR AU HILLER VON GAERTRINGEN



183

Winter in Heidelberg, Boltze, Braun, Malsch & Vogel und C. F. Müller in 
Karlsruhe oder Schauenburg in Lahr.

1946: Die Pflicht ist wieder da, wenngleich badisch kompliziert

Dann endete das Dritte Reich. Die Allüren des Gauleiters zerstoben. Die 
Badische Landesbibliothek wandte sich gleich nach Wiederaufnahme des 
Verlagsbetriebs Anfang Januar 1946 an ihre Aufsichtsbehörde mit der Bitte, 
einen amtlichen Hinweis auf die weiterbestehende Ablieferungspflicht der 
badischen Verleger zu veranlassen. Der Verwaltungspräsident von Nord-
baden stellte daraufhin das Pflichtexemplargesetz von 1936 durch Erlass 
vom 4. Februar 1946 weiterhin gültig.107 Es galt über den Beitritt zu Baden-
Württemberg 1952 hinaus bis zur Neuregelung 1964 als räumlich be-
schränktes Landesrecht weiter. Seit dem 2. Februar 1946 wurde aus Nord-
baden einschließlich der Amtsdruckschriften von Bund, Land, Kommunen 
und Kirchen108 wieder weitgehend konsequent gesammelt. Aus Südbaden 
sind nur sporadisch Eingänge verzeichnet, allerdings lieferte der Herder 
Verlag über seine Karlsruher Buchhandlung weiterhin regelmäßig an die 
Badische Landesbibliothek aus.

Denn nun gab es wieder andere Komplikationen. Auf badischem Terri-
torium existierten zwei Staaten, das im September 1945 in der amerika-
nischen Besatzungszone gegründete Württemberg-Baden mit einem ba-
dischen und einem württembergischen Landesbezirk und das im Dezember 
1945 in der französischen Besatzungszone gegründete Südbaden mit der 
Hauptstadt Freiburg. Dem Bemühen der Badischen Landesbibliothek, das 
badische Pflichtexemplar auch in Südbaden einzutreiben, trat im April 1946 
das Freiburger Kultusministerium entgegen. Es ersuchte die nordbadische 
Verwaltung darum, die Bibliothek darauf hinzuweisen, dass das frühere 
Gesetz auf ihrem Territorium keine Geltung habe und dort ein neues Ge-
setz in Vorbereitung sei. Lautenschlager konnte für die Badische Landes-
bibliothek dazu Stellung nehmen und auf die bedauerlichen Folgen auf-
merksam machen, „die der eilige Entzug der südbadischen Pflichtexemplare 
für ihre alte, anerkannte Sonderaufgabe als Sammelstätte des gesamt-

107  Runderlaß des Präsidenten der Landesverwaltung vom 4.2.1946. In: Amtsblatt der Landesver-
waltung Baden 1 (1946) Nr. 4 vom 15.2.1946, Sp. 79 f.

108 kaSPerS 1954, S. 126 f.
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badischen Schrifttums mitsichbringen mußte.“ 109 Seine Stellungnahme 
wurde mit der Bitte nach Freiburg weitergeleitet, den Ablieferungswunsch 
der Karlsruher Landesbibliothek nach Möglichkeit zu berücksichtigen. 

Gleichzeitig beschlossen die Verleger der französischen Besatzungs-
zone bei ihrer Frühjahrstagung in Baden-Baden, dass sie bis auf Weiteres 
zwei Exemplare an die Universitätsbibliothek Freiburg abliefern wollten: 
eines für Freiburg und eines zur späteren Weiterleitung an die Deutsche 
Bücherei Leipzig; die badischen Verleger würden ein drittes, für die „Gene-
rallandesbibliothek Karlsruhe“ bestimmtes Pflichtexemplar nach Freiburg 
liefern. 110 Und so geschah es auch. Mit Josef Rest, dem Direktor der Frei-
burger Universitätsbibliothek, bestand vermeintlich Einvernehmen hin-
sichtlich des Verfahrens. Die Ende Juli 1946 angekündigte erste Sammel-
sendung aus Freiburg wurde aber nie abgeschickt. Rest teilte offenbar  
nur mit, die Weiterleitung sei verboten worden; eine Auskunft, auf welche 
juristische Grundlage sich das Verbot stütze, ob das nur eine vorüberge-
hende Maßnahme sei und ob die südbadischen Verleger die Lieferung für 
die Landesbibliothek faktisch eingestellt hätten, war von Rest trotz mehr-
maliger Nachfrage nicht zu erhalten.

Daraus ergab sich für die Badische Landesbibliothek eine äußerst miss-
liche Situation, zumal es sich um eine spezifisch badische Komplikation 
handelte: Die Württembergische Landesbibliothek in Stuttgart wurde pro-
blemlos mit dem südwürttembergischen Pflichtexemplar der französischen 
Besatzungszone beliefert, im ebenfalls zweigeteilten Württemberg war das 
Pflichtexemplargesetz von 1931 also weiterhin in beiden Landesteilen gül-
tig. Misslich auch deshalb, weil nicht klar war, ob die bereits abgelieferten 
Bände eines Tages noch übermittelt würden und ob auch die seit Sommer 
1946 publizierten Neuerscheinungen noch zu erwarten wären. In Karlsruhe 
waren die „südzonalen Badensien“ schlicht nicht vorhanden, konnten nicht 
gelesen und, soweit landeskundlich relevant, nicht bibliographisch ver-
zeichnet werden. 

Bei einem Gespräch mit dem südbadischen Staatspräsidenten Leo 
Wohleb Ende 1947 machte Heinrich Köhler als Präsident des nordbadischen 
Landesbezirks deutlich, „daß die Erhaltung einer leistungsfähigen Landes-
bibliothek, die einen wesentlichen Beitrag für die Erhaltung der kulturellen 
Einheit Badens leisten könne, im Interesse beider Landesteile liege.“ 111 

109  Bericht Friedrich Lautenschlagers an den Präsidenten des Landesbezirks Baden, Abt. Kultus  
und Unterricht, vom 28.6.1948, GLA 235 Nr. 30960.

110  Mitteilungen für den Buchhandel in der französischen Zone 1 (1946) 2, S. 19.
111  Aktenvermerk des Präsidenten des Landesbezirks Baden vom 27.11.1947, GLA 235 Nr. 30960.
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Wohleb zeigte sich kooperationsbereit, dennoch ließ Köhler der Badischen 
Landesbibliothek ausrichten, er halte es „für angebracht, wenn von dort 
aus wegen kaufweiser Überlassung der nötigen Druckstücke unmittelbar 
mit den in Betracht kommenden südbadischen Verlagen in Verbindung 
getreten würde.“ 

Im Juni 1948 schließlich bat Lautenschlager, mit Kopie an die nordba-
dische Unterrichtsbehörde, den Freiburger Kollegen dringlich um Auskunft 
über die Begründung für das Weiterleitungsverbot, darüber, ob dieses Ver-
bot nur temporär bestanden habe und daher Aussicht auf eine noch kom-
mende Auslieferung bestehe, und darüber, ob mit diesem Verbot auch fak-
tisch die Ablieferung der südbadischen Verleger aufgehört habe, sodass 
also seit September 1946 gar nichts mehr zur Weitergabe in die Universi-
tätsbibliothek gelangt sei. 112 Eine Antwort erhielt er wiederum nicht.

Statt dessen erhielt die Universitätsbibliothek Freiburg im August 1948 
das Pflichtexemplarrecht für Südbaden.113 Das seit 1936 bestehende ba-
dische Pflichtexemplargesetz wurde „den geänderten staatsrechtlichen 
Verhältnissen angepasst“, dabei im Gesetzestext einfach die „Badische 
Landesbibliothek“ durch die „Universitätsbibliothek Freiburg“ als Emp-
fangsberechtigte ersetzt.114 Für Verleger in Südbaden bestand demnach 
explizit keine Ablieferungspflicht mehr gegenüber der Badischen Landes-
bibliothek. Das wurde gesetzlich am 6. August 1948 geregelt, trat am  
9. September 1948 in Kraft und galt ebenfalls über den Beitritt zu Baden-
Württemberg 1952 hinaus. 

Eine auffallende Änderung bestand darin, dass statt des früher einen 
Pflichtexemplars nunmehr zwei Stücke an die Universitätsbibliothek Frei-
burg abzugeben waren. Die Begründung des südbadischen Kultusministe-
riums dazu lautete, dass „das 2. Exemplar von der Universitätsbibliothek 
einstweilen für eine später etwa zu begründende Badische Staatsbibliothek 
aufzubewahren ist.“ 115 Veröffentlicht wurde diese Begründung nicht, so 
dass Lautenschlager in Karlsruhe, auch aufgrund der Mitteilung zu dem 

112  Schreiben Friedrich Lautenschlagers an Josef Rest vom 2.6.1948, GLA 235 Nr. 30960.
113  Schriftwechsel der Universitätsbibliothek Freiburg 1946 – 1964 im UAF A 0025, 783–811 sowie im 

Bestand des Staatsarchivs Freiburg: Badischer Landtag StAF C 1/1 Nr. 96, Badische Staatskanzlei 
StAF C 5/1 Nr. 2837, Badisches Justizministerium StAF C 20/1 Nr. 722 und Badisches Kultusminis-
terium StAF C 25/1 Nr. 73. Diese Archivalien wurden nicht eingesehen.

114  Landesgesetz über die Abgabe von Freistücken der im Land Baden erscheinenden oder daselbst 
zum Druck gelangten Druckwerke vom 6. August 1948. In: Badisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Nr. 34 vom 2.10.1948, S. 141. Vgl. kaSPerS 1954, S. 127; will 1955, S. 14 f., Abdruck des Gesetzes-
textes S. 163 – 165.

115  Schreiben des Ministeriums des Kultus und Unterrichts an den Staatspräsidenten des Landes 
Baden vom 23.2.1948, StAF C 5/1 Nr. 2837.
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Spitzengespräch mit Präsident Wohleb, annehmen musste, dieses zweite 
Exemplar sei für seine Bibliothek bestimmt. Er veranlasste seine Vorgesetz-
ten, in Freiburg nachzufragen, ob nunmehr die Weiterleitung der  Karlsruher 
Pflichtexemplare aus Freiburg vorgesehen sei. 116 Auch dieses Schreiben auf 
oberer Ebene blieb ohne Antwort.

Es muss angenommen werden, dass die Nichtbeantwortung aller Nach-
fragen nicht allein den wachsenden Querelen gegnerischer politischer Posi-
tionen zum Südweststaat nördlich und südlich von Durmersheim zuzurech-
nen ist. Ein Brief von Josef Rest in den Akten der Universität Heidelberg ist 
aufschlussreich: Im Februar 1950 ließ er den Heidelberger Kollegen Joseph 
Deutsch wissen, er meine, dass das „nicht glückliche, alles nach Karsruhe 
[sic] ziehende badische Pflichtexemplargesetz vom Jahre 1937 [sic] […] spä-
ter auch eine Änderung in eine regionale Aufteilung der Pflichtexemplare 
nach Heidelberg, Karlsruhe und Freiburg bringen sollte.“ 117 Ein Indiz dafür, 
dass es ihm vor allem auf die „Beute“ ankam, ist die Tatsache, dass er „wich-
tige“ Literatur in den Hauptbestand einarbeiten, „minderwichtige“ Literatur 
aber in einer Nebenreihe mit eigener Signatur aufstellen ließ 118 – eine Un-
terscheidung, die landesbibliothekarisch jedenfalls nicht begründbar ist.

Die Freiburger Universitätsbibliothek nahm ihren Sammelauftrag ernst. 
Über die Katalogisierung der Pflichtexemplare im eigenen Katalog hinaus 
hat sie landesbibliothekarische Funktionen allerdings nicht wahrgenom-
men. Die nordbadische Landesbibliothek ließ sie tatsächlich bis 1953 nach 
den südbadischen Pflichtexemplaren hungern. Aufgehoben wurde die auf 
sie bezogene Pflichtexemplarregelung erst mit dem Landespressegesetz 
vom 14. Januar 1964. 

Im Frühjahr 1952 wurden die Nachkriegsländer Württemberg-Baden, 
Südbaden und Württemberg-Hohenzollern im neuen Land Baden-Würt-
temberg zusammengeschlossen. Das bis dahin aufgrund der gesetzlichen 
Bestimmungen eingeforderte zweite Freiburger Pflichtexemplar blieb aber 
weiterhin in Freiburg. Es wurde erst auf Basis eines Erlasses aus dem Kul-
tusministerium Baden-Württemberg vom 17. Juni 1953 an die Badische Lan-
desbibliothek abgegeben.119 Diese besitzt ein „Südbadisches Pflichtbuch 

116  Schreiben Friedrich Lautenschlagers an den Präsidenten des Landesbezirks Baden, Abt. Kultus 
und Unterricht, vom 28.10.1948 und dessen Schreiben an das Ministerium des Kultus und Unter-
richts in Freiburg vom 10.11.1948, GLA 235 Nr. 30960.

117  Schreiben Josef Rests an das Ministerium des Kultus und Unterrichts in Freiburg vom 13.2.1950, 
Durchschlag an Joseph Deutsch mit der Bitte um Kenntnisnahme, UAH Acc. 27/07-32b.

118  Zur Praxis vgl. will 1955, S. 23.
119  will 1955, S. 23; Jahrbuch der deutschen Bibliotheken 35 (1952) S. 97 und 36 (1955) S. 399. Eine 

Veröffentlichung dieses Erlasses in: Kultus und Unterricht. Amtsblatt des Kultusministeriums 
Baden-Württemberg konnte nicht festgestellt werden. 
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22. Juli 1953 – 31. Dez. 1956“, in welchem mit Datum 22. Juli 1953 insgesamt 
2.722 Inventarnummern als Ablieferung aus Freiburg verzeichnet sind; sie 
stammen aus dem gesamten Zeitraum 1946 bis 1953 und sind seltsamer-
weise alphabetisch geordnet eingetragen und also wohl auch so abgegeben 
worden. Bis Ende 1956 kamen noch 27 Nachlieferungen mit 2.032 Inventar-
nummern hinzu. Von der Universitätsbibliothek Freiburg gelieferte Dublet-
ten zu vorher bereits direkt an der Badischen Landesbibliothek eingegan-
genen Bänden wurden in diesem Pflichtbuch inventarisiert und dann, wenn 
bei der Katalogisierung ihr Dublettencharakter auffiel, makuliert. Der Lan-
desbibliothek aus dem Regierungsbezirk Freiburg ab 1953 vereinzelt direkt 
zugehende Publikationen wurden ebenfalls in diesem Zugangsbuch ein-
getragen. 

Mit der Übernahme des zweiten Pflichtexemplars ab 1953 wurde die bei 
der Badischen Landesbibliothek seit 1946 entstandene Lücke geschlossen 
und sie in ihr überkommenes Recht als Pflichtexemplarempfängerin für 
Gesamtbaden wiedereingesetzt. 

Ab 1957 ging der Pflichtzugang akzessorisch im allgemeinen Zugang auf, 
doch unterschied die Badische Landesbibliothek weiterhin zwischen nord-
badischem Pflichtzugang (P) und südbadischem Pflichtzugang (SP). Die 
Freiburger Universitätsbibliothek wickelte noch bis 1964 die Annahme der 
abgelieferten südbadischen Pflichtexemplare an die Karlsruher Landesbibli-
othek mit ab und übersandte die Ablieferungen paketweise nach Karlsruhe. 

1964: Eine Gesamtregelung für Baden-Württemberg schafft Klarheit

Ein Gesetzentwurf von Erich Will aus dem Jahr 1954 für ein landeseinheit-
liches Pflichtexemplargesetz verschwand in den Akten.120 Erst 1964 wurde 
eine gemeinsame Pflichtexemplarregelung für den badischen und den 
württembergischen Landesteil getroffen. Die drei über 1945 bzw. 1952  
hinaus fortbestehenden Rechtsgrundlagen für Württemberg von 1931, für 
Nordbaden von 1936 und für Südbaden von 1946 wurden endgültig aufge-
hoben. An ihre Stelle trat das Landespressegesetz, gültig ab 1. Februar 
1964,121 mit einer Durchführungsverordnung des Kultusministeriums vom  

120  Erich Will: Entwurf eines Landesgesetzes über die Abgabe von Belegstücken der im Lande  
Baden-Württemberg erscheinenden oder gedruckten Druckwerke, UAH K–Ia 022/13. 

121  Gesetz über die Presse (Landespressegesetz) vom 14.1.1964. In: Gesetzblatt für Baden-Württem-
berg 1964, S. 11. lanSky 1967, Nr. 10, S. 25 ‒ 28. Vgl. dazu will 1968.
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5. Mai 1964.122 Es basierte auf einem Musterentwurf, den die Ständige Kon-
ferenz der Innenminister der Bundesländer in den Jahren 1959 – 1963 ausge-
arbeitet hatte und der in acht von zehn westdeutschen Bundesländern in 
Landesrecht umgesetzt wurde. 

Das Gesetz regelte in § 12 das Pflichtexemplarrecht und zwar als Anbie-
tungspflicht an die beiden Landesbibliotheken sowie die Entschädigungs-
losigkeit der Abgabe und die Möglichkeit der Ersatzvornahme. Anbietungs-
pflichtig waren ausschließlich Druckwerke, diese waren inhaltlich nicht 
näher bestimmt. Laut Pressegesetz waren zwei Exemplare abzugeben,  
je eines für beide Landesbibliotheken, die den Austausch miteinander  
organisierten.

Sechzehn Verleger und Drucker aus Baden-Württemberg legten bereits 
im Januar 1965 Verfassungsbeschwerde gegen das Landespressegesetz  
ein und führten dabei das in Baden schon seit 1845 bekannte Argument an, 
das Pflichtexemplarrecht erfülle den Tatbestand einer entschädigungslosen 
Enteignung.123 Über diese strittige Frage entschied das Bundesverfassungs-
gericht erst 1981 im Zusammenhang mit dem hessischen Pressegesetz.  
In Baden-Württemberg kam man den Verlegern jedoch weit früher ent-
gegen durch eine Entschädigungsregelung für das zweite Pflichtexemplar.

Seit dem 3. März 1976 gilt das um Neue Medien erweiterte heutige 
Pflichtexemplargesetz 124 auf Basis der Ablieferungspflicht mit dem hälf-
tigen Ladenpreis bei der Bibliothek „im anderen Landesteil“ – in dieser 
Hinsicht eine bundesweit unikale Regelung. Es wurde 2007 auf Netzpubli-
kationen ausgeweitet und bedürfte inzwischen dringend einer Novellie-
rung. Aber das ist eine andere Geschichte.

122  Verordnung des Kultusministeriums zur Durchführung des Gesetzes über die Presse (Landes-
pressegesetz) vom 5.5.1964. In: Gesetzblatt für Baden-Württemberg 1964, S. 261. lanSky 1967 
Nr. 11, S. 28 ‒ 30.

123  Vgl. will 1968, S. 281 – 286. 
124  Vgl. SchreiBer 1976.
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Benutzte Archivalien

GLA Generallandesarchiv Karlsruhe

76 Nr. 1628 Personalakte Johann Christoph Döll als Direktor der Hofbibliothek 
1831 – 1872

204 Nr. 2787 Regierung des Unterrheinkreises. Heidelberger Buchhändler 1822 – 1862

230 Nr. 970 Neuere Urkunden. Gesetz über die Abgabe von Freistücken der im Land 
Baden erscheinenden oder daselbst zum Druck gelangten Druckwerke an die Badi-
sche Landesbibliothek (17. Februar 1936)

233 Nr. 3164 Badisches Staatsministerium. Abgabe von Freistücken von neu erscheinen-
den Druckschriften (Pflichtexemplare) 1836/1882

233 Nr. 27582 Badisches Staatsministerium. In Sachen der Universitätsbibliothek Frei-
burg gegen die Verlagshandlung C. F. Winter in Heidelberg wegen Abgabe von Frei-
exemplaren ihrer Verlagswerke 1846

233 Nr. 27968 Badisches Staatsministerium. Gesetz über die Abgabe von Freistücken der 
in Baden erscheinenden und gedruckten Druckwerke an die Badische Landesbiblio-
thek 1936 – 1939

233 Nr. 29505 Badisches Staatsministerium. Gutachten im Streit zwischen dem Verlag 
Winter in Heidelberg und der Universitätsbibliothek Freiburg wegen der Lieferung 
von Freistücken 1846

233 Nr. 31623 Badisches Staatsministerium. Freiexemplare der Verlage für die Landes-
bibliothek Karlsruhe und die Universitätsbibliotheken 1819 – 1918

235 Nr. 574 Badisches Kultusministerium. Kuratorium der Universität Heidelberg,  
Freiexemplare und Ausfolgung von Handschriften an der Universität in Heidelberg 
1845 – 1848

235 Nr. 6758 Badisches Kultusministerium. Hofbibliothek zu Karlsruhe 1823 – 1860

235 Nr. 30960 Badisches Kultusministerium. Badische Landesbibliothek, Abgabe von 
Freiexemplaren 1933 – 1949

StAF Staatsarchiv Freiburg

C 5/1 Nr. 2837 Badische Staatskanzlei Freiburg im Breisgau. Gesetzliche Regelung der 
Abgabe von Pflichtexemplaren 1948 – 1950 (digitalisiert)

UAF Universitätsarchiv Freiburg. Bestand der Universitätsbibliothek

A 0025,51 Ablieferung von den im Inland veröffentlichten Druckschriften 1810 – 1822

A 0025,132 Die Abgabe dreier Exemplare der inländischen Verlagswerke an die Hof- und 
die zwei Landesbibliotheken 1844 – 1850
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A 0025,305 Mahnschreiben der Universität Freiburg an die Akademische Buchhandlung 
Mohr & Zimmer (1813 – 1815) bzw. Mohr & Winter (1815 – 1821) in Heidelberg betref-
fend deren Pflichtexemplare

A 0025,306 Desideratenlisten und Begleitschreiben betreffend die von der Akademi-
schen Buchhandlung Mohr & Zimmer (1809 – 1814) bzw. Mohr & Winter (1815 – 1820) 
in Heidelberg als Pflichtexemplar abzuliefernden Bücher, Ablieferungsverzeichnis 
1808 – 1820

A 0025,307 Begleitschreiben betreffend die von Tobias Löffler in Mannheim als Pflicht-
exemplar abgegebenen Bücher 1814 – 1820, Ablieferungsverzeichnis 1811 – 1820 

A 0025,308 Begleitschreiben betreffend die von Julius Kaufmann in Mannheim als 
Pflichtexemplar abgegebenen Bücher 1818 – 1821, Ablieferungsverzeichnis 1813 – 1821

A 0025,309 Begleitschreiben betreffend die von Joseph Engelmann in Heidelberg als 
Pflichtexemplar abgegebenen Bücher 1819 – 1821, gedrucktes Verlagsverzeichnis von 
1817, Ablieferungsverzeichnis 1819 – 1821

A 0025,310 Begleitschreiben betreffend die von Schwan & Götz in Mannheim als Pflicht-
exemplar abgegebenen Bücher 1814 – 1819, Ablieferungsverzeichnis 1811 – 1819

A 0025,311 Begleitschreiben betreffend die von C. F. Müller in Karlsruhe als Pflichtexem-
plar abgegebenen Bücher 1814 – 1821, gedrucktes Verlagsverzeichnis 1817, Verlagsan-
kündigungen 1819 – 1820, Ablieferungsverzeichnis 1814 – 1821

A 0025,312 Begleitschreiben betreffend die von David Raphael Marx in Karlsruhe als 
Pflichtexemplar abgegebenen Bücher 1817 – 1821, Verlagsankündigungen 1815 – 1816, 
Ablieferungsverzeichnis 1817 – 1820

A 0025,313 Begleitschreiben betreffend die von Philipp Macklot in Karlsruhe als Pflicht-
exemplar abgegebenen Bücher 1814, Sortimentsverzeichnis 1817, Ablieferungsver-
zeichnis 1808 – 1819; Begleitschreiben betreffend die von Gottlieb Braun in Karlsruhe 
als Pflichtexemplar abgegebenen Bücher 1816 – 1821, Verlagsankündigungen 
1817 – 1820, Ablieferungsverzeichnis 1816 – 1821

A 0025,314 Begleitschreiben betreffend die vom „Bureau der deutschen Classiker“ in 
Karlsruhe als Pflichtexemplar abgegebenen Bücher 1815 – 1821, Verlagsankündigun-
gen 1815 und 1819, Ablieferungsverzeichnis 1815 – 1821

A 0025,315 Begleitschreiben betreffend die von der Buchhandlung August Oswald in 
Heidelberg als Pflichtexemplar abgegebenen Bücher 1816 – 1819, Sortimentsanzeigen 
1817, Ablieferungsverzeichnis 1816 – 1821

A 0025,316 Schreiben betreffend die von der Buchhandlung Joseph Heinrich Geiger in 
Lahr als Pflichtexemplar abgegebenen Bücher 1815, Ablieferungsverzeichnis 
1811 – 1818

A 0025,317 Ablieferungsverzeichnis der von der Buchhandlung Johann Jakob Sprinzing 
in Rastatt als Pflichtexemplar abgegebenen Bücher 1811 – 1820

A 0025,318 Ablieferungsverzeichnis der von der Buchhandlung Alois Wagner in Freiburg 
als Pflichtexemplar abgegebenen Bücher 1818 – 1819

A 0025,319 Ablieferungsverzeichnis der von der Buchhandlung Joseph Meinrad Bann-
hard in Konstanz als Pflichtexemplar abgegebenen Bücher 1818

A 0025,320 Begleitschreiben betreffend die vom Bürgerhospital in Mannheim als 
Pflichtexemplar abgegebenen Bücher 1814 – 1819, Ablieferungsverzeichnis 1813 – 1819
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A 0025,321 Ablieferungsverzeichnis der von Franz Xaver Forster in Konstanz als Pflicht-
exemplar abgegebenen Bücher 1818

A 0025,322 Ablieferungsverzeichnis der von Franz Xaver Rosset bzw. Wangler in Frei-
burg als Pflichtexemplar abgegebenen Bücher 1813 – 1819

A 0025,323 Ablieferungsverzeichnis der von Christian Achatius Holl in Wertheim als 
Pflichtexemplar abgegebenen Bücher 1811 – 1812

A 0025,324 Mahnschreiben der Universitätsbibliothek Freiburg an einzelne Buchhändler 
über ausstehende Pflichtexemplare (Bureau der deutschen Classiker, Kaufmann, 
Macklot, Geiger, Löffler, Engelmann, Bannhard, Braun, Schwan & Götz, Forster, Marx) 
etc.

A 0025,325 Schreiben betreffend die von der Buchhandlung Marx in Karlsruhe als 
Pflichtexemplar abzugebenden Bücher 1821 – 1826, Verzeichnis abzuliefernder Pflicht-
exemplare 1815 – 1827

UAH Universitätsarchiv Heidelberg. Bestand der Universitätsbibliothek

Acc. 27/07-32b Pflichtexemplare 1936 – 1960 

K-Ia, 562/1 Tauschverkehr, Schenkungen und Pflichtexemplare 1861 – 1874 

RA 6025 Bucherwerb und Freiexemplare 1803 – 1837 

RA 6031 Freiexemplare der Buchdrucker 1807 – 1811
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Am 31. Dezember 1770 erließ Markgraf Karl Friedrich von Baden für seine 
Hofbibliothek in Karlsruhe eine erste Benutzungsordnung. 1765 hatte er die Bücher 
der ehemals Baden-Durlachischen Hofbibliothek in ein gerade fertiggestelltes 
Nebengebäude des Schlosses bringen lassen. Als er 1771 die Markgrafschaft 
Baden-Baden erbte, holte er auch die Bücher dieser Hofbibliothek nach Karlsruhe. 
Der gemeinsame Bestand der Bibliotheca publica Carolo-Fridericiana wurde auf 
20.000 Bände geschätzt. 

Der Markgraf bestimmte seine Bibliothek zum öffentlichen Gebrauch für  
das gelehrte Publikum. Das lateinische Statut, das er an die Tür zur Bibliothek 
anschlagen ließ, regelt den Nutzungszweck, die Öffnungszeiten, das Verhalten  
der Nutzer in den Bibliotheksräumen, die Ausleih- und Bestellmodalitäten, die 
Nichtverleihbarkeit von Handschriften und seltenen Drucken, die Fürsorge- und 
Schadensersatzpflicht der Nutzer für beschädigtes oder verlorenes Bibliotheksgut, 
die Verlängerung von Leihfristen und die Bestrafung bei Diebstahl. Fixiert wird 
zudem die noch heute geltende Verpflichtung badischer Verleger zur Abgabe  
von Pflichtexemplaren und damit die Funktion der Bibliothek als Gedächtnis 
Badens.

Aus Anlass des Jubiläums präsentiert die Badische Landesbibliothek die 
zeitgenössischen Dokumente zu ihrer Einrichtung als öffentliche Anstalt. Sie 
verbindet dies mit einer Würdigung ihres ersten hauptamtlichen Bibliothekars 
Friedrich Valentin Molter und mit vier neu aus den Quellen erarbeiteten Beiträgen 
zur Geschichte ihrer Benutzung, ihres Bestandes, ihres Pflichtexemplarrechts  
und ihrer räumlichen Unterbringung. 


